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Gerichtstag über die Polizeiwillkür!
Die behördlichen Mißhandlungen des Vereinsgeſetzes vor dem Reichstage.

Der Reichstag hat am geſtrigen Mittwoch ein Scherben-
gericht über das preußiſch-deutſche Polizeiſyſtem abgehalten,
das ſich auf die unerhörte Willkür bei der Handhabung des
Reichsvereinsgeſetzes bezog. Jn Form einer Jnter-
pellation hat die ſozialdemokratiſche Fraktion Rechen
ſchaft von der Reichsregierung gefordert. So ſicher die Polizei

dieſen Tag in ihrem ungeheuren Schuldbuche ganz be
ſonders ſchwarz markieren muß, ſo feſt ſteht freilich, daß
ihr ganzes Syſtem durch Reichstagskritik weder gebrochen hoch
überhaupt ernſthaft erſchüttert werden kann.

Aber was das ſchikanierte Volk ſeit mehr als einem Jahre
in bezug auf Vereins und Verſammlungsbehinderung erdulden
muß, das iſt geſtern im Reichstage als der höchſten Volks-
tribüne in treffende Worte gefaßt und energiſch gebrandmarkt
worden. Alle Welt weiß, daß in der „amtlichen“ Mißhandlung
des Vereinsgeſetzes das geſegnete Halle an der Spitze mar-
ſchiert, weshalb wohl auch die ſozialdemokratiſche Fraktion
unſern Genoſſen Albrecht als Wortführer erkoren hatte.
Genoſſe Albrecht hat in dankenswerter Weiſe die liberalen
Halleſchen Polizeitaten ausführlich zu erörtern verſucht, wovon
unſer Bericht Kunde gibt. Der Jnterpellant wird freilich mit
großem Fleiße noch mehr aus dem liberalen Halle geſchildert
haben, als der Bericht wiedergibt und wiedergeben kann, aber
alles zu ſagen, was das Halleſche Syſtem uns aufzuerlegen
gewagt hat, würde an einem ganzen Tage nicht einmal
möglich ſein. Aber was Albrecht vor der deutſchen Volksver
tretung über die Halleſche Obrigkeit feſtgeſtellt hat, das ſitzt!
Wir begraben zwar hiermit heute ſchon feierlichſt die Hoff
nung, daß ſich in Halle etwas ändern könnte dazu iſt das
ganze preußiſche Herrſchaftsſyſtem und die ſpeziell Halleſche
liberale Kommunalwirtſchaft viel zu feſt verankert. Aber unſere
wuchtigen Waffen hat uns die Reichstagsrede Albrechts
vermehrt, ſo daß wir uns ihre weitere Anwendung, wenn erſt
das amtliche Stenogramm der Rede vorliegt, bald angelegen
ſein laſſen werden.

Unſer Redner hatte die weitere Verpflichtung, ſeine Kritik
der Polizeiwillkür auf das ganze Reich auszudehnen. Er hat
eine erdrückende Fülle von Material vorgebracht, das bewies,
wie das Polizeiregiment in hundertfältiger Weiſe das Reichs-
vereinsgeſetz mißhandelt und ungeheuerlich auslegt. So ergab
ſich mit zwingender Logik der Schluß, daß durch die Handhabung
der Geſetzesbeſtimwmungen das Reichsvereinsgeſetz zu einem
Ausnahmegeſetz gegen die ſozialdemokratiſche Arbeiterbewegung

geworden iſt. Einbegriffen in die Ehre dieſer Willkürbehand
lung ſind Gewerkſchaften, freie Jugendbewegung,
Arbeiterſportvereine, Freidenkervereine und
alle Organiſationen, in denen Sozialdemokraten de-
teiligt ſind. Das macht das Syſtem vollkommen.

Aber was nun? Herr Staatsſekretär Delbrück hat in
ſeiner Antwort mancherlei hin und her geredet, aus dem ader
die eine Tatſache hervorgeht: es bleibt alles wie es war! Das
iſt nicht etwa verwunderlich oder unerhört, nein, auch das gehört

zum Syſtem. Wir haben ſchon bei vielen Gelegenheiten aus-
führlich dargelegt, wie planmäßig man den Reichstag als wirk-
liches Machtmittel des Volkes ausgeſchaltet, dafür aber
den Schwerpunkt der innern Machtverhältniſſe in die Land-
tage, das heißt in den preußiſchen Landtag verlegt hat.
Der Reichstag darf auf gewiſſen Gebieten wohl Geſetzze mit
machen, ſofern ſie der mächtige Bundesrat will, aber ihre Aus
führung iſt in die Hände der einzelnen Staatsregie-
rungen, vor allem Preußens gelegt. Und die Ausführung
und Anwendung iſt beim Geſetz das entſcheidende, denn
trotz ſchlechter Geſetze kann liberal regiert, aber auch mit den
liberalſten Geſetzen brutal unterdrückt werden. Der Herr über
die Reichsgeſetze iſt in Preußen die Polizei was das be-
deutet, weiß man. Die preußiſche Polizei unterſteht dem herr-
lichen Dreiklaſſenlandtage und pfeift auf den Reichstag. Der
Reichstag hat in den inneren Machtfragen: Polizei, Juſtiz,
Schule, Kirche uſw. ja nur das Recht zu plaudern, aber kein ent
ſcheidendes Machtwort. So iſt die Zwickmühle der Macht des
Klaſſenſtaates trefflich aufgeſtellt: der Reichstag hat ein ver-
nünftiges Wahlrecht, iſt aber im Kerne machtlos, während der
preußiſche Landtag mächtig iſt, aber ein Wahlrecht hat, das die
Volksmaſſen brutal entrechtet. Wer weiß einen Ausweg aus
dieſem Ringe

„Es muß noch ſchlechter werden, ehe es beſſer wird“ darauf
iſt das heutige Herrſchaftsſyſtem eingeſtellt. Die politiſche
Peinigung' und die wirtſchaftliche Not des Volkes müſſen erſt das

geſamte ſchaffende Volk in die Reihen der ſozialdemokra-
tiſchen Organiſationen peitſchen dann kann und wird der
Machtſpruch geſprochen werden, der das ganze Syſtem vom
Tiſche fegt.

Jn Halle hilft man der Arbeiterklaſſe bei ihrer Organiſierung
in der liberalſten Weiſe. Herr Delbrück ſcheint zwar als vor-
ſichtiger Mann ſogar vom Halleſchen Polizeiliberalismus ſtark
abgerückt zu ſein, denn er hat laut Bericht geſagt, die
Zentralbehörden ſeien nicht mit den Polizeitaten befaßt
worden, alſo treffe die Regierung keine Schuld. Das tſt
ein totaler Jrrtum! Das Halleſche Polizeiregiment hat
„kritiſch“ a l le Regierungsinſtanzen beſchäftigen müſſen und
iſt auch durch die höchſte, den Oberpräſidenten, hindurch.
Nun bleibt nur die preußiſche Juſt i z. Und gerade der Ober-
präſident hat das Unglaubliche glaublich gemacht und hat alle
Taten der Halleſchen Polizei gedecktl Damit iſt die Re
gierung haftbar geworden. Die feinſte Blüte dieſer Regie
rungsweisheit iſt bekanntlich die, daß auch eine geſchloſſene
Bezirksbeſprechung von 80 Mitgliedern eine „öffentliche
Verſammlung ſei, weil der Bezirk von drei Straßen „zu groß“
und ſein Wirkungsgebiet „zu umfangreich“ ſei. Da läßt es ſich
verſtehen, daß Herr Delbrück laut Bericht geſagt hat: „Jch
billige keineswegs in allen hier vorgetragenen Fällen das Ver
halten der Behörden“ aber anders wird's natürlich nicht.
Herr Delbrück hat weiter erklärt, Gewerkſchaftsverſammlungen
dürfen nicht überwacht werden; nur wenn jedermann ſich
an ihren Verhandlungen beteiligen lönnte, dann uſw. Die
Halleſchen Metallarbeiter haben aber zu ihren Verſammlungen
nur Mitglieder zugelaſſen und Türkontrolle geübt. Trotz
dem beſtätigt ihnen der Oberpräſident, daß ihre Verſammlungen

„öffentliche“ ſeien, und überwacht würden. Was ſagen
Sie dazu, Herr Delbrück! Werden Sie es wagen, einen
kalten Waſſerſtrahl nach Magdeburg zu ſpritzen?

Der nationalliberale Dr. Junck hat laut Bericht geſagt, die
untern Behörden rechnen bei ihrem Vorgehen ſtets auf die
Nachſicht ihrer Vorgeſetzten. Wir wiſſen das natür-
lich nicht, aber feſt ſteht, daß die Halleſchen Polizeitaten von den

Regierungsinſtanzen gebilligt wurden ſogar Orden
ſind in glitzernder Pracht auf Halleſche Polizeiuniformen nieder-
geflattert. Wiederum eine Beſtätigung der lückenloſen Ge-
ſchloſſenheit des Syſtems, weshalb auf die ſcheinbar miß-
billigenden Wendungen Delbrücks im Grunde gar nichts zu
geben iſt. Nur einen Satz Delbrücks wollen wir uns zunutze
machen, und zwar recht kräftig. Delbrück hat geſagt: Die
Auslegung des Geſetzes durch die Polizei und Regierungs-
behörden ſei mehrfach ſo, daß ſie den eigenſten Jnter-
eſſen der Behörden nicht ent ſpreche.

Sehr richtig! Die autoritative Ordnung und Obrigkeit
mag zwar in jedem einzelnen Falle herrlich über die gehaßte
Arbeiterbewegung triumphieren aber jeder neue Schlag gegen
uns unterſpült immer mehr den trägen Damm der Maſſe, die
noch an die Gottähnlichkeit und Vollendetheit unſerer königlich
preußiſchen Weltordnung glaubt. Mit andern Worten: treibt
es nur ſo weiter! Wir werden Sorge tragen, daß die Taten
des klaſſen ſtaatlichen Herrſchaftsſyſtems die Macht der Arbeiter-

bewegung ſtärken und dadurch der Triumphestag der ſozial-
demokratiſchen Volksbefreinng beſchleunigt werde!

Stimmungsbild über die Verhandlungen.
Aus dem Reichstage wird uns geſchrieben
C. B. Der Reichstag beriet am Mittwoch unſere Jnter-

pellation über die zahlreichen Verſtöße gegen das Reichs
vereinsgeſetz, ohne daß die Beratung zu Ende geführt
wurde. Ein kurzes, aber intereſſantes Jntermezzo ging vorauf.
Auf der Tagesordnung ſtanden formell ſämtliche Jnter-
pellationen, alſo auch die über die auswärtige Politik und die
Teuerung. Nach den Verhandlungen des Seniorenkonvents war
bekannt, daß vorläufig über Marokko nicht geredet werden darf.
Der Reichskanzler wiederholte mündlich, was er dem Präſi-
denten geſchrieben hatte, fügte aber hinzu, daß der Reichstag
„jedenfalls“ ſich noch in „dieſer“ Seſſion mit der auswärtigen
Politik befaſſen ſoll. Ob die Erklärung als bindend anzuſehen
iſt, möge dahingeſtellt ſein. Jedenfalls erklärte Graf Schwerin-
Löwitz widerſpruchslos die Sache als für heute „erledigt“.

Ebenfalls verſchoben wurde die Beratung der Jnterpellation
über die Teuerung. Doch wurde für ihre Behandlung wenig-
ſtens ein einigermaßen naher Termin in Ausſicht genommen,
der nächſte Montag.

Nach dieſen negativen Taten verſchwand der Reichskanzler
aus dem Saale und überließ ſeinem Stellvertreter Delbrück das
Feld. Dieſem alſo nun fiel die Aufgabe zu, die Regierungen
gegen die zahlreichen wohlbegründeten Vorwürfe des Verſtoßes
gegen Sinn und Buchſtaben des Reichsvereinsgeſetzes zu ver-
teidigen, die als Begründer unſerer Jnterpellation der Genoſſe
Albrecht und von den Diskuſſionsrednern namentlich der
Pole Korfanth vorbrachte. Jn trefflichen Ausführungen
beleuchtete Genoſſe Albrecht das Willkürregiment der Polizei
und ließ vor allem die Taten der Halleſchen Polizei Spieß-
ruten laufen. Jm Hauſe erregte dies Sündenregiſter ſichtlich
Aufſehen.

Aber Herr Delbrück machte ſich die Sache recht leicht. Er
war ſo klug, ſich nicht mit den landrätlichen und amtsmänniſchen
Verſammlungsverboten zu identifizieren. Jm Grunde brachte
er die Methode des ſeligen Pontius Pilatus zur Anwendung.
Er wuſch die Hände der Reichsregierung in Unſchuld
und verwies die Beſchwerden an das Forum der Einzel-
regierungen, was ſo ungefähr der Aufforderung gleich-
kommt, den Teufel bei ſeiner Großmutter zu verklagen. Jm
übrigen fand die behördliche Praxis, die ſich ſogar dazu ver
ſteigt, gegen Verſammlungen unter freiem Himmel das
Schlafbedürfnis der Faſanen ins Feld zu führen,
nicht einmal die Billigung des nationalliberalen Juſtizrats
Junck. Selbſt der Reichsparteiler Höffel ſah ſich veranlaßt,
ſo etwas wie Entſchuldigungen für die Verſtöße vorzubringen,
und entzückt von der Handhabung des Reichsvereinsgeſetzes iſt
nur der Konſervative Gans Edler zu Putlitz, dem es
höchſtens mißfällt, daß es überhaupt ſo etwas wie ein Verſamm
lungsrecht gibt.

Am Donnerstag wird die Derhan lung jortgeſcbt und Ge
noſſe Legien wird Gelegenheit haben, aus der reichen ge
werkſchaftlichen Praxis heraus die treffenden Ausführungen
des Genoſſen Albrecht zu erweitern. Außerdem wird vermutlich
über die eben eingebrachten Interpellationen betreffend die
Viehſeuche verhandelt werden.

Die Revolution in China.
Ueber den Kampf deutſcher Truppen in Hankan

negen auch heute noch keine ausführlichen Einzelheiten vor.
Man ſchließt aus dem Fehlen jeglicher Nachricht mit Beſtimmt-
heit, daß die Aktion der Truppen nur kurze Zeit dauerte, für
das Landungskorps keinerlei Verluſte mit ſich brachte und er-
folgreich verlief. Ueber die Tätigkeit der deutſchen Schiffe
vor Hankau ſowie des dortigen Landungskorps iſt nunmehr
eine neue Nachricht auf funkentelegraphiſchem Wege in Berlin
eingetroffen. Sie ſtammt von dem Kommandanten des Kreu-
zers Leipzig und lautet, wie amtlich gemeldet wird, folgender-
maßen: „Tag und Nacht ſind ruhig verlaufen, die Aufſtän
diſchen haben ſich zurückgezogen. Der britiſche Admiral iſt ein
getroffen und hat als rangälteſter Offizier den Oberbefehl auf
dem Waſſer und am Lande über die vor Hankau verſammelten
Seeſtreitkräfte übernommen.

Die optimiſtiſche chineſiſche Regierung.
Nach einer Meldung des Londoner Daily Telegraphaus ges ſcheint die e Regierung den Aufſtand

in Mittelchina noch immer nicht ſehr ernſt zu nehmen und ſich
in einem höchſt gefährlichen Optimismus zu wiegen. Den Er
folg der Revolutionäre in Hankau hält man in Peking für
einen gelungenen Handſtreich, dem große Bedeutung nicht bei
zumeſſen ſet (7). Auch verfügten die Revolutionäre nur über
eine geringe Zahl von Streitkräften, die den Regierungstrup-
pen in keiner Weiſe gewachſen ſeien. Vielleicht dürfte die ver
trauensſelige Regierung bei der bevorſtehenden Entſcheidungs
ſchlacht von ihrem Optimismus bekehrt werden! Am Sonn-
tag wird in Peking der Senat eröffnet, und man ſieht
ſtürmiſchen Sitzungen entgegen. Der Aufſtand dürfte die
Agitation für ſofortige Einberufung eines nationalen
Parlaments und die radikalen Verwaltungsreformen ver
ſtärken. Wie die Times aus Peking berichten, verlautet
noch nichts von der Abreiſe Hüanſchikais, doch wird geſagt,
daß er ſeine Vorbereitungen beſchleunige. Man trifft An
ſtalten, auf der Tientſin-Pukau-Bahn 10 000 Mann nach Taku
zu befördern. Eine ebenſo ſtarke Abteilung ſoll von Schang-
ſchun aus auf dem Yangſee transporkiert werden

Ein Gefecht in Hankau.
Am Mittwoch morgen begann ein Gefecht zwiſchen 2000

Mann Regierungstruppen und 10000 Aufſtändiſchen. Der
Admiral Satſchenping gab ſeinen Kreuzern den Befehl, Ab-
teilungen zu landen. Die Aufſtändiſchen rückten von Wutſchang
hervor und eröffneten ſofort das Feuer, worauf die Geſchütze
der Kreuzer antworteten. Ein lebhaftes Gefecht auf beiden
Uſern des Fluſſes dauert an. Die fremden Kriegsſchiffe haben
Detachements an Land geſetzt.

Petersburg, 18. Oktober. Von der chineſiſchen Flotte
vor Hankan ſoll bereits ein Schiff von den Revolu
tionären verſenkt worden ſein. Nach Pekinger Mel-

dungen erhalten die Revolutionäre enorme Geldſummen von
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chineſiſchen Kaufleuten, die im Auslande reben. Sämtlichen

ausländiſchen Schiffen vor Hankau iſt der Befehl erteilt nur
Ausländer zu ſchützen.

Neue Erfolge der Revolutionäre.
London, 19. Oktober. Die Nachricht, daß Nanking nun

mehr gefallen iſt, wird von dem Schanghaier Korreſpondenten
des New Hork Herald beſtätigt. Nachdem die Soldaten der
neuen Armee entwaffnet waren, verließen ſie die Stadt, die
den Aufſtändiſchen in die Händefiel. In Kiu-kien
ſchloß ſich den Rebellen der Truppen kommandeur an.
Die Stadt und die Forts auf der anderen Seite des Fluſſes
wurden ebenfalls in Beſitz genommen. Derſelbe Korreſpondent
meldet: Wir erwarten den Aufſtand in den Wuſung-Forts
jeden Augenblick. Jn Peking iſt vorläufig alles ruhig. Der
Regent und die Mandſchuwürdenträger ſind ſehr beſtürzt, da
man die Ankunft von Mörderbanden jeden Augenblick in Peking
erwartet. 40 Maſchinengewehre wurden zum Schutze des
Palaſtes herangezogen.

Der Cripolis-Krieg.
Jn der Türkei gewinnt die Kriegspartei, die den Kampf gegen

Italien bis zum äußerſten führen will, immer mehr an Boden.
Das neue Miniſterium ſteht auf ſehr wackligen Füßen und kann
jeden Moment hinweggefegt und durch eine Regierung erſetzt
werden, die ſich der kriegeriſchen Stimmung entgegenkommender
zeigt. Wie Sabah meldet, hat das derzeitige Miniſterium der
Volksſtimmung bereits Rechnung getragen und beſchloſſen,
keine Vermittlungsaktion anzunehmen, ſondern den Krieg fort-
zuſetzen, bis Jtalien auf der Grundlage des Standpunktes, den
die Pforte einnimmt, Verhandlungen eingehe. Auf der anderen
Seite beſteht auch Jtalien auf ſeiner ſchroffen Haltung und
hält an ſeiner Banditenpolititk feſt. Jn Londoner
politiſchen Kreiſen iſt über das weitere Vorgehen Jtaliens
folgende Anſicht verbreitet:

Jtalien wird ſofort nach der vollzogenen Okkupation der
Hafenplätze in Tripolis und der Cyrengika, was innerhalb der
nächſten acht oder vierzehn Tage geſchehen dürfte, die Annek-
tion dieſer Gebiete an das Königreich Jtalien proklamieren.
Jtalien wird ſodann die Europamächte von dieſer Aktion
offiziell in Kenntnis ſetzen und zugleich an die Mächte das Er-
ſuchen richten, der Pforte Mitteilung von der vollzogenen
Annektion durch Jtalien zu machen. An dieſer Mitteilung
wird Jtalien ein Angebot einer beſtimmten Geldſumme knüpfen,
die Jtalien bereit wäre, an die Türkei zu zahlen, und zwar für
den Teil, der auf Tripolis entfallenden türkiſchen Staatsſchuld.
Für die Zuſtimmung der Türkei zu einer unter dieſen Be-
dingungen vollzogenen Annektion von Tripolis wird Jralien
eine ſehr kurz bemeſſene Friſt von etwa 48 Stunden ſetzen.
Sollte die Türkei dieſes zweite Ultimatum ablehnen oder aus-
weichend beantworten, ſo würde Jtalien den Mächten mitteilen,
daß es ſich nunmehr die volle Aktionsfreiheit vorbe-
halte, ſelbſtverſtändlich unter voller Berückſichtigung der von
Jtalien angegebenen Erklärungen über die Erhaltung des
Status quo auf dem Balkan. Es würde dann Jtalien zu um-
faſſenden Operationen im Aegäiſchen Meere ſchreiten, ſo zur
Beſetzung mehrerer Jnſeln daſelbſt, zur Blockade
von Smhrna und im äußerſten Falle zur Blockade der
Meerengen.

Die Haltung Aegyptens.
Konſtantinopel, 18. Oktober. Die Mitteilungen des

Vertreters des Khediven, Juſſuf Zadik, an die Pforte, wonach
die khediviale Regierung dem Wunſche der Pforte, Aegypten
möge die diplomatiſchen Beziehungen mit
Jtalien abbrechen, nicht entſprechen kann, hat hier pein-
lich berührt, beſonders da beim theſſaliſchen Feldzug Aegypten
dem gleichen Wunſche ſofort entſprach und dem damaligen
griechiſchen Vertreter die Päſſe zuſtellte. Der Korreſpondent
der Frankfurter Zeitung vernimmt aus guter Quelle, daß
Jtalien in Kairo erklärte, es würde die Zuſtellung der Päſſe
an den dortigen Geſandten als unfreundlichen Akt anſehen.
England ſucht am Bosporus deutlich zu verſtehen zu geben, daß
Aegypten tatſächlich aufgehört hat, eine türktiſche Provinz zu
ſein.

Der türkiſche Widerſtand in Tripolis.
Mailand, 18. Oktober. Nach einer Meldung der Tribung

aus Tripolis ſcheint die Situation in Bengaſi ſehr ernſt zu

(Nachdr. verb.ät Das Monopol.
Sozialer Roman aus dem ruſſiſchen Volksleben

von Karl Kuhls.

Warwara Dmitriewna, welche ſeit dem Geſpräch mit Julie
Karlowna ihren Sohn und Natgaſcha ſchärfer beobachtete als
früher, ſtreifte beide mit einem ſchnellen Blick. Aber ſie konnte
nur bemerken, daß über Gleb Michailowitſchs Antlitz ein
düſterer Schatten flog, und daß Nataſcha, als merke ſie, daß
ihre Worte unüberlegt waren, gleich darauf die Augen zu
Boden ſenkte.

„Wollen Sie uns wirklich verlafſen, ch te
alte Dame ſehr teilnehmend. „Und das ſagen Sie uns erſt jetzt
in Gegenwart anderer? Es klingt ja ganz wie eine Antklage.
Haben Sie Urſache gehabt, irgendwie unzufrieden zu ſein

Während Nataſcha ſtatt einer Antwort tief errötete und den
Kopf auf die Bruſt ſinken ließ, nahm Gleb Michailowitſch zu
ihrer Verteidigung haſtig das Wort. Er ſagte:

„Die Schuld, daß du von Nataſchas Abſicht bisher nichts er-
fahren haſt, trifft ausſchließlich mich, liebe Mutter. Nataſcha
hat darüber bereits mit mir geſprochen, ich vergaß bloß“ bei
dieſen Worken errötete auch er „es dir zu ſagen.“

Julie Karlowna, welche neben Warwara Dmitriewna ſaß,
warf ihr einen ſchnellen Blick zu, ſtieß ſie auch bedeutſam mit
dem Knie an.

Da wurde Warwara Dmitriewna ſehr ernſt und nieder-
geſchlagen

„Jch denke“, miſchte ſich Nadeshda Jakowlewna ins Geſpräch,
„es wäre das beſte, Nataſcha käme wenn ſie ſich durchaus
in Moskau eine feſte Stelle ſuchen will einſtweilen wieder
zu uns. Sie kann dann alle nötigen Schritte in Ruhe tun,
braucht nicht das erſte beſte, was ſich ihr darbietet, anzu
nehmen, ſchließlich kann ich ihr auch mit Rat und Tat hilfreich
zur Seite ſtehen.“

„Dafür meinen beſten Dank“, antwortete anſtatt Nataſchas
Duchow. „Wir ziehen ja aber in einigen Tagen nach Moskau
in unſere Winterwohnung. Nataſcha könnte deshalb noch ſo
lange bei uns bleiben.“

Das Mädchen warf ihm einen bittenden Blick zu.
„Ach nein“, ſagte ſie mit flehender Gebärde, „wozu die An

gelegenheit ſolange hinausſchieben Wenn es möglich wäre.
ich würde am liebſten noch heute mit Nadeshda Jakowlewna

fortfahren. Jch ſollte mich ja bloß auf dem Lande erholen.
Habe ich mich etwa nicht erholt? Und da iſt es Zeit fort-
zufahren.“

Duchow hoffte, ſeine Mutter würde nun ein Wort ſagen, um

J J 2 c gNataſcha?“ fragte die
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ſein. Die Lage ſei dort viel gefährlicher, als in Tripolis. Die
Türken bereiten ſich zum Widerſtande auf Tod und Leben vor.
Die Zahl ihrer regulären Truppen überſchreitet 2500 bis 8000
Mann
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Das Programm des neuen türkiſchen Miniſteriums.
Unmittelbar nach Eröffnung der Deputierten-

kammer am Mittwoch verlas der Großweſir ſein Programm.
Er hob die Schwierigkeit der Uebernahme der Regierung unter
den jetzigen Umſtänden hervor. Jedoch gebe es fuhr der Red
ner fort, in den Geſchichten der Völker Augenblicke, in denen
die Staatsmänner nicht ſäumen dürften, ihre Pflicht zu tun.
Bezüglich der beabſichtigten Reformen auf allen Gebieten der
Verwaltung kündigte er eine Reihe von Geſetzentwürfen an,
darunter ein Geſetz über die Miniſterverantwortlich-
keit. Die Regierung würde ſich bemühen, die Zollein-
nahmen durch Abſchluß von Handels verträgen
zu vermehren und, falls ſich dies verzögere, inzwiſchen
eine vierprozentige Zollerhöhung einzufüh-
ren. Die Patentſteuer ſoll reformiert und auf Fremde an-
gewendet, ſowie eine Verzehrungsſteuer eingeführt werden. Be
treffend die Privilegien der nichtmohammedaniſchen Gemein-
den erklärte der Großweſir, die Regierung würde die beſtehen-
den Firmans und Geſetze wahren.

Bei den öffentlichen Bauten würde die Regierung die Teil-
nahme des auswärtigen Kapitals und der auswärtigen Technik
ſicherſtellen. Betreffend die äußere Politik erklärte der Groß
weſir: Wir werden zunächſt an der

Löſung der Tripolisfrage
arbeiten in einer Weiſe, die wir für die Jntereſſen des Landes
am günſtigſten halten. Wir wollen uns der Verſtärkung der
freundſchaftlichen Beziehungen mit allen befreundeten Mäch-
ten, beſonders mit den Nachbarſtaaten, widmen. Wir legen
Wert darauf, unſere normalen aufrichtigen Beziehungen zu

a illen Balkanſtaaten aufrechtzuerhalten und zu verſtärken auf
der Grundlage gegenſeitigen Vertrauens und Jneinklangbrin-
gens unſerer gemeinſamen Jntereſſen. Wir haben keine
aggreſſiven Abſichten und keine ehrgeizigen Tendenzen gegen
irgendein Land oder irgendeinen Staat, im Gegenteil iſt es
unſer wärmſter Wunſch, die legitimen Rechte aller Länder zu
reſpektieren, allerdings aber auch Reſpekt für unſere eigenen
legitimen Rechte zu erwirken. Jndem wir einerſeits die mate-
riellen Beweiſe für dieſe Dispoſitionen liefern und anderer-
ſeits die den Rechten und den Jntereſſen des Landes nütz-
lichen Ententen verwwirklichen, haben wir das Bewußtſein, die
uns zukommenden friedlichen Pflichten zu erfüllen. Der Groß-
weſir ſicherte am Schluſſe ſeiner Ausführungen im Falle eines
Vertrauensvotums die volle Durchführung ſeines Programms

Politiſche Ceberlicht.
Halle a. S., den 19. Oktober 1911.
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Nichts von Marokko!
Jn graues Sorgengewand gehüllt, die Verkörperung des

ſchlechten Gewiſſens, erſchien der Reichskanzler v. Bethmann
Hollweg am Mittwoch im Reichstag, um für die Beantwortung
der Jnterpellationen über die auswärtige Politik einen Auf-
ſchub zu erbitten. Keine Partei widerſprach, denn es war allen
bewußt, daß ſie ſich in einer Zwangslage befand. Fraglich iſt
nur, ob ſie ſich in dieſe Lage hatte begeben müſſen. Zwiſchen
den beiden Regierungen iſt Stillſchweigen vereinbart bis zu.
dem Zeitpunkt, an dem die Einigung gelungen oder end-
gültig geſcheitert ſein wird. Aber hätte dieſe Einigung nicht
ſchon früher erfolgen können, und war es nicht möglich, die Ver-
handlungen ſo anzulegen, daß ſie ohne Schädigung ihres Zieles
auch in aller Oeffentlichkeit geführt werden konnten?

Wenn irgendwo das Geheimnis nicht die Bürgſchaft des Er-
folges war, dann hier. Hätte die deutſche Regierung nicht durch
die geradezu verrückte Fahrt nach Agadir der Welt ein Rätſel
aufgegeben, ſo wäre die ganze politiſche Beunruhigung des
Sommers nicht nötig geweſen. Hätte man glauben, ahnen
können, der Panther und die Berlin ſeien wirklich ſo harmlos,
wie ſie ſich ſpäter glücklicherweiſe entpuppt haben, ſo wäre der
Welt viel Aufregung und der deutſchen Regierung eine ſcheuß-
liche Verlegenheit erſpart geblieben. Der ganze Marokkohandel
krankt an dem Kardinalfehelr, daß die Regierung es unter-
laſſen hat, Frankreich und der Welt mitzuteilen, was ſie
eigentlich will. Daß ſie mit ihrer Bitte um eine Galgen-
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friſt und der Berufung auf ihre Notlage juſt keinen heroiſchen
Eindruck macht, darüber iſt ſie wohl ſich ſelber vollſtändig klar.

Trotz ihres Schweigens weiß man ja, daß man ſich über die
Hauptſache, das franzöſiſche Protektorat in Marokko, im
Prinzip einig iſt, ebenſo über die Sicherung der deutſchen
wirtſchaftlichen Jntereſſen in dem neuen Schutzgebiet der Poli
tik. Worüber man jetzt noch handelt und feilſcht, die berüchtigten
Kongokompenſationen, das iſt dem Volk total gleichgültig. Es
hat nur den Wunſch: keine neuen Kolonienl
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Neue Komplikationen in der Marokkofrage?
Der Frankfurter Zeitung wird über den Gang der Marokko

verhandlungen aus Berlin telegraphiert:
Es ſcheint, nach den Aeußerungen der franzöſiſchen Preſſe

zu urteilen, daß die franzöſiſche Regierung von den grund-
ſätzlich anerkannten Kompenſationen einiges zurückziehen
will. Wenn das geſchieht und man ſich über die Abtretungen
nicht ſo, wie urſprünglich vorgeſehèen war, einigen könnte, ſo
würde das zweifellos das Scheitern der ganzen Verhand-
lungen bedeuten, und dadurch würde eine neue politiſche Lage
geſchaffen werden. Was das zu bedeuten hätte, braucht man
urteilsfähigen Politikern nicht erſt zu ſagen.

Das Berliner Tageblatt weiſt in ſeiner Ausgabe vom
Mittwoch abend darauf hin, daß der Reichskanzler im Reichs
tage nur betont habe, daß es ſeine Abſicht ſei, dem Reichs
tage Gelegenheit zu geben, über die auswärtige Politik ſich
auszuſprechen. Das freiſinnige Blatt zieht daraus den Schluß;,
daß damit keineswegs dem Reichstag ein bindendes Verſprechen
gegeben worden iſt, denn wenn die Marokkofrage auf erneute
Schwierigkeiten ſtoßen ſollte und ſich die Erledigung etwa über
den Dezember hinausziehen würde, dann wäre es ja Bethmann
Hollweg eben nicht mehr möglich, ſeine „Abſicht“ in die Tat
umzufetzen.

Es gewinnt wirklich faſt den Anſchein, als ob die Marorro-
frage doch noch in den Mittelpunkt des Wahlkampfes gerückt
werden ſollte, und als ob die „Kriegsgefahr“ zur Wahl-
parole erkoren ſei. Damit käme die Regierung den
Wünſchen der meiſten bürgerlichen Parteien entgegen es ſei
nur daran erinnert, daß die Poſt ſchon im Laufe dieſes Som-
mers an die Regierung die Aufforderung gerichtet hat, ſie möge
mit irgend einer auswärtigen Macht einen Streit vom Zaune
brechen, damit einen gewiſſen Kriegstaumel erzielen und in
dieſem Zeichen die Reichstagswahl vornehmen laſſen. Jeden
falls gebietet die gegenwärtige überaus kritiſche Situation, ſich
auf alle Eventualitäten geſaßt zu machen.

Gegen die Teuerung.
Eine gewaltige Demonſtration gegen die Teuerung ver-

anſtaltete Dienstag abend die Berliner Arbeiterſchaft. Es
fanden in GroßBerlin 78 Verſammlungen ſtatt, die von rund
80 000 Perſonen beſucht waren. Beſonders zahlreich war die
Teilnahme der Frauen, wie auch mehr als bei irgendeiner
anderen Demonſtration Frauen als Rednerinnen Verwen-
dung fanden. Die Säle erwieſen ſich trotz der großen Zahl von
Lokalen, und trotzdem meiſt 28 Säle in einem Lokal zur Ver
fügung ſtanden, überall als zu klein. Treppen und Straßen
waren von Menſchen belagert und ein ſehr großer Teil mußte
an den Türen wieder umkehren, weil es unmöglich war, noch
Einlaß zu finden. Es wurde überall einſtimmig eine Reſo
lution angenommen, in der Beſeitigung und ſofortige Auf-
hebung aller Zölle auf Lebensmittel, Aufhebung der Einfuhr
ſcheine, Aufhebung der Grenzſperren für Fleiſch und Vieh und
Organiſation des Maſſenbezugs unentbehrlicher Nahrungs-
mittel durch die Gemeinden verlangt wird. Sämtliche Ver
ſammlungen waren diesmal polizeilich überwacht. Selbſt in
einer Verſammlung der Taubſtummen thronte ein Polizei-
offizier.
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Die Agrarier geſtatten esnicht!
Dem Fränkiſchen Kurier war aus Berlin gemeldet worden,

daß das preußiſche Staatsminiſterium in ſeiner Montagsſitzung
einem Antrage Bayerns auf zeitweiſe Ermäßigung des Mais-
Zolles grundſätzlich zugeſtimmt habe und daß die Annahme des
Antrages im Bundesrat geſichert erſcheine. Dem tritt die
Deutſche Tageszeitung entgegen, indem ſie dekretiert: „Das
preußiſche Staatsminiſterium hat zu dem Antrage, den Bahern
im Bundesrat geſtellt, bisher keinen Beſchluß gefaßt. Wir
glauben, gut unterrichtet zu ſein, wenn wir ſagen, daß die maß-
gebenden Stellen in Preußen dem bayeriſchen Antrage nicht
zuſtimmen werden.“

Dame ſchwieg.
„Nun, ſo iſt es abgemacht und bleibt's dabei, daß Nataſcha

heute mit uns ſährt“, rief Nadeshda Jakowlewna lebhaft aus.
„Aber nein doch, nein!“ wehrte Duchow mit faſt ängſtlicher

Gebärde ab. „Wozu dieſe Ueberſtürzung?“
Da traf ihn wieder ein flehender Blick des Mädchens. Und

er wußte, was dieſer Blick zu bedeuten hatte. Sie wollte fort,
um das reine und edle Bild, welches ſie jetzt von ihm im
Herzen trug, darin auch rein zu bewahren! Er fühlte es, daß
ſie vor ihm entweichen wollte, weil ſie nicht die Kraft beſeſſen
hätte, ihm zu widerſtehen, weil ſie ihm nicht die Kraft zu
traute, ſich auf. die Dauer zu beherrſchen. Und wenn auch der
Gedanke, ſie vielleicht auf immer von ſich ſcheiden zu ſehen, ihn
unendlich ſchwer bedrückte, er war es ihr, war es ja vor allem
ſeiner Mutter ſchuldig, daß er ſie ziehen ließ, daß er nie mehr
ihren Weg kreuzte.

Da ſagte Warwara Dmitriewna:
„Wenn Nataſcha ſo gern ihr Glück anderswo verſuchen will,

wäre es doch unrecht, ſie aufhalten zu wollen. Du weißt ja,
mein Junge, daß auch ich um ihr Glück beſorgt war, für ſie
Zukunftspläne ſchmiedete, aber es iſt doch immer das beſte,
man läßt einen jeden ſein Glück dort ſuchen, wo er es zu finden
offt.v Jetzt wußte Duchow, daß ſeine Mutter ahnte, was in ſeiner

Seele vorging, denn daß ſie gegen Nataſchas Abreiſe nichts ein-
zuwenden hatte. daß ſie ſogar dazu aufmunterte, lag nicht in
ihrem Weſen, ſondern konnte nur von dem Wunſche diktiert
ſein, ſie aus ſeiner Nähe verhannt zu wiſſen. Um ſie aber
glauben zu machen, daß ihm an Nataſchas Gegenwart nichts
gelegen ſei, erwiderte er mit verſtelltem Gleichmut:

„Uebrigens haſt du recht, Mütterchen. Und da Nataſcha nun
einmal den Entſchluß gefaßt hat. ſo werden wir wohl oder
übel gute Miene zum böſen Spiel machen müſſen

Er wollte das fatale Geſpräch abbrechen und wandte ſich
daher an Leonid Franzewitſch mit der Frage: „Sagen Sie,
bitte, was Sie nun zu der von mir demonſtrierten, praktiſchen
Löſung der Alkoholfrage meinen?“

„Wenn wir uns darüber eingehend unterhalten ſollten, ſo
könnte das zu lange dauern und ſchließlich den geduldigſten

Zubörer ermüden.“ e
„Nicht länger als bis Nataſcha ſich reiſefertig gemacht hat“,

entgegnete Gleb Michailowitſch.
Bei dieſen Worten war Nataſcha aufgeſtanden und ſagte:
„Ja. ich werde gehen. Es wird gewiß nicht lange dauern“,

und eilte aus dem Zimmer.
„Sie nennen Jhren Einfall eine praktiſche Löſung der Alko-

holfrage?“ fragte Doktor Sſololowsky. welcher froh war, end-
lich Gelegenheit gefunden zu haben, ſich über das ſoeben Er-
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lebte zu äußern. „Eine praktiſche Löſung iſt das nicht, allen
falls eine moraliſche. Jch muß Jhnen geſtehen, daß ich ganz
baff war, als ich Jhren Brief mit den geheimnisvollen An-
ſpielungen erhielt. Jch dachte ſchon: Na, nun geht die Welt
unter; es iſt einem Spritfabrikanten gelungen, die Alkohol-
frage praktiſch zu löſen! Allerdings hatte ich, als ich heute
herkam, etwas ganz anderes erwartet. Gefreut habe ich mich
aber doch, weil ich geſehen habe, daß Sie jetzt Dinge nicht mehr
verteidigen, die nicht zu verteidigen ſind, daß Sie den ganzen
Humbug des Monopols begriffen, daß Sie alſo in vielen Be
ziehungen ſich denſelben Anſchauungen angeſchloſſen haben,
gegen die Sie früher ſo energiſch ankämpften.“

„Und warum ſagen Sie, daß das Beiſpiel nicht eine prak-
tiſche Löſung der Alkoholfrage vorbereitet?“

„Weil gerade die intereſſierten Kreiſe Jhr Beiſpiel demon-
ſtrativ verſpotten, ſich den Teufel darum bekümmern, ja Sie
ſelbſt für einen unpraktiſchen Schwärmer halten werden, der
wie Don Quixote einen Kampf mit Windmühlen unternimmt
und ſchon im voraus über ſeinen Sieg triumphiert!“

„Es iſt ſonderbar“, ſagte Duchow, „daß wir ſelbſt dort, wo
es den Anſchein hat. als könnten unſere Anſichten ſich einigen,
von ganz anderen Grundlagen ausgehen. Sie nennen einen
Kampf mit Windmühlen, was doch zweifellos Sache der Auf-
klärung iſt! Oder glauben Sie wirklich, daß ich ſo naiv bin,
von meinem Beiſpiel gleich eine radikale, allſeitige Nach
ahmung zu finden Vielleicht nur einige wenige, wirklich edle
Naturen, werden ſich auf ſolche Weiſe beeinfluſſen laſſen und
aus moraliſchen Gründen die gut melkende Kuh gegen eine
minderwertigere vertauſchen. Mir kam es aber nicht auf die
Spritfabrikanten an. Jn dieſer Hinſicht mag mein Beiſpiel
mit Recht unpraktiſch genannt werden. Sie haben aber das
Volk vergeſſen, das ſich zwar nur ſehr langſam und ſchwer-
fällig neuen Jdeen anpaßt, deſſen Selbſterhaltungstrieb es
aber früher oder ſpäter aus dem gedankenloſen Hinbrüten,
dem paſſiven Duſel, der es ſeinen furchtbarſten Feind nicht
ſehen läßt, aufſchrecken muß. Oder glauben Sie wohl, daß es
meinerſeits nur eine Marotte war, daß ich in Gegenwart ſo
vieler Zeugen meine Spritfabrik ſchloß? Die Jdee wird jetzt,

ſelbſt von den ihr feindlichen Elementen wie ein guter
Samen auf fruchtbares Ackerland getragen werden, wird den
Tag vorbereiten helfen, der der ganzen Menſchheit dereinſt zum
Segen gedeihen mußl! Dem Volke muß es eben erſt klar zum
Bewußtſein gebracht werden, wo die Wurzeln ſeiner Uebel zu
ſuchen ſind, und ich zweifle keinen Augenblick, daß die Schar
der Kämpfer gegen den Verderber größer und größer werden
wird, trotz allen Spottes, trotz aller Verhöhnung von ſeiten der
gegenſätzlich intereſſierten Kreiſe.“

(Fortſetzung folgt,)
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Die preußiſche Regierung weiß alſo jetzt, wie ſie ſich verhalten hat und ſie wird ſich nicht terſt nagrariſchen Stachel zu den 9 micht untſteden. gegen den

Deutſches Reich.

S Landtagserſatzwahl in Berlin. Jm 5. Berliner Landtags
wahlkreis fanden am Dienstag die Erſatzwahlen für 129 ver-
zogene oder verſtorbene Wahlmänner ſtatt. Es gelang der
Sozialdemokratie, die Mandate in der dritten Abteilung ſäm t-
lich wieder zu gewinnen und in der erſten und zweiten
Abteilung noch je drei Wahlmännermandate neu zu
erobern, während in der erſten Abteilung eins verloren
ging. Der Kreis bleibt der Sozialdemokratie unter allen Um-
ſtänden erhalten.

Folgen der Zündholzſteuer. Die Aktiengeſellſchaft für
Zündwarenfabrikation Stahl u. Nölke in Kaſſel, eines der
größten Unternehmen r Branche, wird für das abgelaufene
Geſchäftsjahr 191011 Dividende nicht verteilen: Ver-
minderung des Umſatzes und ſtarke Einſchränkung der Produk-
tion an Zündhölzern hatten zur Folge, daß nicht nur kein Ge
winn erzielt wurde, ſondern noch ein Fehlbetrag von
50 000 Mk. ent,ſt and. Jn früheren Jahren hatte die Firma
ſtets acht Prozent verteilt.

Der Hanſabundspräſident will nicht in den Reichstag. Die
Mitteilung, daß die Reichstagskandidatur in Ulm dem Praſi-
denten des Hanſabundes, Rießer, angeboten worden iſt, be-
ſtätigt ſich. Rießer hat aber die Kandidatur abgelehnt,
und zwar mit der Begründung, daß er auch keines der früheren
ſelen eten akzeptiert, die aus anderen Kreiſen an ihn ergangen
eien.

Bänemark.
Neueinteilung der Wahlkreiſe. Aehnlich wie beim deutſchen

Reichstagswahlrecht iſt auch beim Folkethingswahlrecht die
ſtädtiſche Bevölkerung und namentlich die der Hauptſtadt durch
eine höchſt ungerechte Wahlkreiseinteilung benachteiligt.
Regierung hat nun einen Geſetzentwurf zur Neueintei-
lung der Wahlkreiſe eingebracht. Der Entwurf ſtimmt
im weſentlichen mit dem in der vorigen Seſſion vom Folkething,
jedoch nicht vom Landsthing, der Zweiten Kammer, angenom-
menen überein, jedoch ſind dabei die Ergebniſſe der letzten
Volkszählung berückſichtigt worden, wenn auch nicht ſo, wie es
eine wirklich gerechte Wahlkreisordnung erfordern würde.
Kopenhagen ſoll zwar 19 ſtatt bisher 13 Folkethingsabgeordnete
erhalten, aber es würde dabei immer nur ein Abgeordneter auf
rund 25 000 Kölpfe der Bevölkerung kommen, während in den
anderen Wahlkreiſen 16000 bis 20 000 Köpfe ſchon einen Ab-
geordneten erhalten ſollen. Die Zahl der Folkethingsmänner
ſoll von 114 auf 129 erhöht werden, und außerdem wird die Ein-
führung eines Stichwahlſyſtems vorgeſchlagen. Die Reform
denn trotz ihrer Mängel einen guten Schritt vorwärts ve-

euten.

Die

Helgjen.
Nach den Gemeinderatswahlen. Sämtliche oppoſitionellen

Blätter fordern die Regierung auf, angeſichts des Ergebniſſes
der Gemeinderatswahlen vom Sonntag zu demiſſio-
nieren. Sollte das Kabinett dieſer Aufforderung nicht Folge
leiften, ſo werde man den König zwingen, eine Auflöſung
des Parlaments vorzunehmen. Jn gut informierten
Kreiſen glaubt man, daß die Auflöſung des Parlaments noch
im Laufe des Januar, ſpäteſtens aber Februar nächſten Jahres
erfolgen wird.

Aus der Partei.
Polizeiliche Jagd auf Kranzſchleifen Störung des

Begräbniſſes.
Bei der Beerdigung der Genoſſin Kaiſer in Breslau verlangte

die Polizei wieder einmal die Entfernung der roten Kranz-
ſchleifen, weil ſie in denſelben ein „außergewöhnliches“ Leichen-
begängnis erblickte, zu dem die Genehmigung eingeholt werden
muß. Die Kranzträgerinnen mußten, wollten ſie das Leichen-
begängnis nicht ſtören, auf polizeiliche Anordnung in Droſch-
ken Platz nehmen, wobei die Polizei peinlichſt darauf achtete,
daß das Rot der Schleifen von den Straßenpaſſanten nicht zu
ſehen war. Als eine dieſer Droſchken etwas ſchneller fuhr,
liefen mehrere Schutzleute im Laufſchritt hinterher, damit die
Entfaltung der Schleifen verhindert werden könnte. Und
dieſe Polizeiaktion, die natürlich die berechtigte Empörung
aller Leidtragenden hervorrief, wurde in Szene geſetzt,
trotzdem erſt vor wenigen Tagen vier Genoſſen von der An-
klage, ein „außergewöhnliches Leichenbegängnis veranſtaltet“
zu haben, bei dem die Polizei in ähnlicher Weiſe vorging, frei
geſprochen wurden.

Ein Wort 200 Mk. Geldſtrafe.
Der Genoſſe Faber von der Weimariſchen Volks-

zeitung in Jena hatte ſich am Freitag vor dem Landgericht
in Eiſenach zu verantworten, weil er die Richter in Weimar
beleidigt haben ſollte. Er hatte an den Freiſpruch eines Ange
klagten, des Oberzahlmeiſters Raue, die Bemerkung geknüpft,

ein ſozialdemokratiſcher Redakteur wäre jedenfalls
nicht freigeſprochen worden. Die Straffammer des Landgerichts
Eiſenach nahm an, daß, wenn Faber nur geſagt hätte: ein
Redakteur wäre nicht freigeſprochen worden, er hätte freige-
ſprochen werden müſſen. Durch die Einſchiebung des Wortes
„ſozialdemokratiſcher“ aber hätte er die Richter in Weimar der
Parteilichkeit geziehen und ſie ſomit beleidigt. Das Urteil
lautete auf 200 Mk. Geldſtrafe.

Gewerkſchaftliches.
Zum Kampf im graphiſchen Gewerbe.

Durch das Machtwort der Scharfmacher im Schutzverband der
deutſchen Steindruckereibeſitzer ſind mit Ablauf der vorigen
Woche 2500 Lithographen und Steindrucker aufs Pflaſter ge-
flogen. Die Geſamtzahl der ſich bereits vorher im Streik Be-
findenden und der Ausgeſperrten beträgt zuſammen 4500. Jn
der am 15. September in Berlin gepflogenen Verhand-
lung erklärten die Unternehmer die bekannten Leipziger Forde-
rungen, 8 ſtatt 9ſtündige Arbeitszeit für Drucker und Er-
höhung des Gehilfenlohnes für Lithographen und Steindrucker
im erſten Gehilfenjahr auf 24 Mark als unannehmbar. Sie
wollten den Angeſtellten wohl entgegenkommen, allerdings nur
auf dem Papier, da die von den Unternehmern angebotene Ar-
beitszeit ſchon ſeit langem für die Drucker beſteht ebenſo würde
der angebotene Mindeſtlohn von 22 Mark im erſten Gehilfen-
jahr nur für einen verſchwindend kleinen Teil der Litho-
graphen und Steindrucker eine Verbeſſerung bedeuten. Ueber
die anderen Forderungen, Abſchaffung der Akkord- und Prä-
mienarbeit, Beſchränküng der Ueberſtunden und Heimarbeit,
Ferienfrage und Lohnzulage uſw., wurde nicht mehr
handelt, da die Unternehmer ein weiteres Verhandeln für über-
flüſſig hielten. Jm allgemeinen iſt die Lage für die Litho-
graphen und Steindrucker äußerſt günſtig und iſt namentlich
durch das Herausziehen aus den Privatanſtalten die Situation
für das Unternehmertum äußerſt kritiſch geworden.
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Streik in der Dresdner Zuckerwareninduſtrie.
Am Montag, den 16. Oktober, haben aus den Betrieben

Hartwig u. Vogel, Petzold u. Aulhorn, Lobe u.
Ko., Kynaſt, Riedel u. Engelmann, Jordan u.
Titmäus, Gerling u. Rockſtroh, König, Schieb-
ler zuſammen gegen 2800 Arbeiter und Arbeiterinnen die
Arbeit niedergelegt. Dieſen Unternehmern waren die Forde-
rungen, die in einigen Poſitionen noch etwas reduziert wur-
den, am Montag von den Arbeitern als Ultimatum vorgelegt
worden. Die Unternehmer waren zu keiner Einigung zu haben.
Jnzwiſchen iſt bereits mit der großen Waffelfabrik Gebr. Hör-
mann (540 Perſonen) und mit der Zuckerwaren- und Schokola-
denfabrik R. Selbmann (450 Perſonen) ſowie mit der Wafſfel-
fabrik A. Heidemann (12 Perſonen) eine Vereinbarung durch
Anerkennung der Forderung zuſtande gekommen. Jn Betracht

kommen für die bisher in die Bewegung einbezogenen Be-
triebe, die noch nicht bewilligt haben, insgeſamt rund 4000
Perſonen, ſo daß reichlich 24 davon die Arbeit einſtellten. Jn
mehreren Großbetrieben iſt der Streik ein vollſtändiger, es be-
ſteht ſomit die beſte Ausſicht auf einen guten Erfolg der Be
wegung. Zuzug iſt fernzuhalten.

Der Kampf der Metallarbeiter in Barmen und Elberfeld,
der nun ſchon zwölf Wochen dauert, wird auf beiden Seiten
mit beſonderer Zähigkeit geführt. Die Unternehmer haben,
wie wir bereits früher berichteten, die Akkordarbeiter, die ihre
angefangenen- Akkorde bei Beginn des Streils- nicht fertig-
geſtellt hatten, wegen Kontraktbruchs auf Zahlung von Schaden
erſatz verklagt und auch bereits vor einigen Wochen am Ge-
werbegericht in Barmen ein prinzipielles Urteil erzielt, wonach
die Arbeiter zur Zahlung des Schadens verurteilt wurden.
Die Unternehmer waren dagegen verurteilt worden, den ein-
behaltenen Lohn zu zahlen. Wegen Feſtſtellung der Höhe der
beiderſeitigen Forderungen iſt dann vom Gericht ein Sachver-
tändiger ernannt worden. Jn der letzten Sitzung lag von
dieſem ein Gutachten vor, auf Grund deſſen 75 Arbeiter von
drei Firmen an Lohn 2208,20 Mark zu fordern haben, während
ſie an den Unternehmer für entſtandenen Schaden 10 685,49
Mark zu zahlen haben, wenn der Streik beendet wird, oder
54 513,35. Mk., wenn der Streik „noch länger dauert“. Das Ge-
richt hat ſich dem Gutachten angeſchloſſen und demgemäß die
Urteile gefällt. Die Arbeiter werden gegen die Urteile, die
nach mehr als einer Seite unhaltbar ſind, Berufung einlegen,
ſo daß ſich die ordentlichen Gerichte ſchon damit zu befaſſen
haben.

An demſelben Tage, da dieſe Urteile gefällt wurden, haben
die Streikenden der Flechtmaſchinen- Betriebe dieſe kommen
bei den Schadenerſatzklagen nur in Frage zu dem Streik
erneut Stellung genommen, und, da die Unternehmer noch kein
Entgegenkommen zeigen, mit großer Mehrheit beſchloſſen, im
Streik zu verharren. Das Ende des Kampfes iſt alſo noch
nicht abzuſehen, um ſo mehr muß der Zuzug nach Barmen und
Elberfeld ferngehalten werden.

Allerlei.
Unwetter in Spanien.

Die Provinz Catalonien iſt von einem furchtbaren Un-,
wetter heimgeſucht worden. Hagel und Sturm richteten ge-
waltigen Schaden an und forderten zahlreiche Opfer. Der
Poſtwagen von Barcelona iſt bei Torneblanca im Schlamm
ſteden geblieben. Die Eiſenhahnlinie iſt auf eine Strecke von
500 Meter hin vom Waſſer unterſpült und fortgeriſſen worden.
In Caſtellon wurden zahlreiche alte Bäume niedergebro-
chen und entwurzelt. Die Flüſſe bedrohen die Brücken und
reißen. alles, was ſich ihnen in den Weg ſtellt, mit ſich fort.
Die Orangenkulturen des ganzen Unwettergebietesſind vollſtändig verwüſtet. Die Straßen von Caſtellon
ſind völlig unter Waſſer geſetzt. Bis jetzt gelang es, zwei
Leichen zu bergen. Mehrere Perſonen werden vermißt. Der
Eiſenbahnverkehr erleidet außerordentliche Verſpätungen ſo-
weit er überhaupt aufrecht erhalten wird. Der Fluß Lobre-
gad, der bei Barcelona vorüberführt, iſt weit über das Ufer
getreten, wodurch der Landwirtſchaft ein empfindlicher Schlag
auf Jahre hinaus verſetzt worden iſt.

Grubenkataſtrophe in Frankreich
39 Bergleute getötet!

Jnfolge einer Schlagwetterexploſion wurden in der Grube
Verdot bei St. Etienne 39 Bergleute abgeſchnitten. Man
glaubt, daß alle umgekommen ſind. Bisher ſind 21 Leichen
geborgen worden. Nähere Einzelheiten über das ſchreckliche
Unglück fehlen noch.

Seine Habe.
Nach berühmten Muſtern erließ dieſer Tage ein Pfarrer

Wittig aus Demmin in Pommern in der Germania inpoetiſcher Form einen Aufruf um Gaben zum Bau einer katho-
liſchen Kirche. Den bettelnden Pfarrer erfreute ein Leſer des
Blattes durch folgende Gabe:

Jch habe dein Gedicht geleſen
Und bin entzückt von ihm gewefen,
Fürwahr, ich kann's dir nicht verhehlen,
Es tat die Wirkung nicht verfehlen.
Gern läg' auch ich auf deinen Teller
Mein Scherflein, wär's ein einz'ger Heller.
Doch ach, ich bin ein armer Mann,
Der leider dir nichts geben kann,
Der ſelbſt nur hat ſein kärglich Brot,
Den drückt die Lebensmittelnor
Und weil ich leider nicht kann
Nimm drum alljetzo mein Verſprechen:
Ich will als guter braver Chriſt,
Soweit's in meinen Kräften iſt,

Dieweil's gehört zu meinen Pflichten
Die Brotverteurer helfen richten,
Am Wahltag geht's um Kopf und Kragen,
Dann will auch ich ohn' Zaudern Zagen
Jn Reih' und Glied im Kampfe ſtehn:
Die Zentrumsbrut muß untergehn!
So, lieber Herr, dies Löbnis iſt
Mein' Gab'.

Ein frommer armer Chriſt.
Hoffentlich denken mehr fromme Chriſten ebenſo und

dem Zentrum am Wahltage die Quittung für ſeinen
verrat.
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Glaube und Heimat mit Tanzvergnügen.
Der Kunſtwart ſchreibt: Wir tun den Vorſtadt und Schützen

haustheatern doch unrecht, wenn wir meinen, ihr literariſcher
Ehrgeiz reiche über das Weiße Rößl, die Ehre oder die Waiſe
von Lowood nicht hinaus; und doppelt, wenn wir ſagen, die
Herrichtung ihrer theatraliſchen Veranſtaltungen entbehre den
Reiz der Stimmung. Jn einem Vorort im Norden Berlins
wird zurzeit Schönherrs Glaube und Heimat geſpielt. Und der
Theaterzettel verkündet:

Hubertusſäle.
Heut und die folgenden Tage:

„Glaube und Heimat“.
Die Tragödie eines Volkes in fünf Akten.

Während der Pauſen:
Tanz im kleinen Saal.

Wenn das nicht zieht, dann iſt der Kunſt nicht mehr zu helfent

Kleines Allerlei. Die Schießfreiheit der Medlen-
burger Junker. Auf dem Gute Neuhof bei Röbel in
Mecklenburg verſuchten 20 entlaſſene Schnitter angeblich „das
Gutshaus zu ſtürmen“. Der Guts,herr“ verwundete mehrere
von ihnen durch Gewehrſchüſſe. Jm Lande des Ochſenkopfes
kann der Junker ſeine Arbeitsſklaven wie Wild abſchießen,
ohne daß ihm deswegen auch nur das Geringſte geſchiehtl
Auf der Kleinbahnſtrecke von Aachen nach Stol-berg ſchlug ein Wagen des Zuges um, hierbei wurden fünf
Perſonen ſchwer und 12 leichter verletzt. Die Feuerwehr und
Sanitätskolonne waren an der Unfallſtelle tätig zum Anlegen
erſten Verbände. Jn Marſeille ſind drei große Ge
treidegroßhändler verkracht. Das Defizit beträgt fünf
Millionen Mark.

Die heutige Nummer umfaßt 12 Seiten.

Herren Artikel Reklame- Freitag

Nur soweit Vorrat.

Angebot Sonnabend

Sonntag

Farbige

Ober- Hemden

mit festen Manschetten

Waschseidene
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hochelegante Modefarben,für Herren streng prima Qualitäten
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Farbige
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95

Kleine osse 48Form Pf. rm Pf.
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Leopold Nussbaum.



Die Brauereien von Halle u. Amgeg.
erlauben ſich hierdurch, das biertrinkende Publikum
ausdrücklich noch einmal auf den Leitartikel der

I „Saale-Zeitung“ in Nr. 487 vom 17. Oktober auf
J merkſam zu machen.

Wir glauben das um ſo eher tun zu dürfen, als
dieſer Artikel aus der Feder eines höheren Sanitäts
Offiziers ſtammt.

Die Ausführungen der „Saale-Zeitung“ lauten:

Truppenübungsplätze und
Heeresgeſundheit.

Ein höherer Sanitätsoffizier ſchreibt uns:
Eingehende, von dem Chef der Medizinal Ab-

teilung des preußiſchen Kriegsminiſteriums, Exzellenz
v. Schierning, überwachte und bis auf die

Anregung des Kaiſers
hinauf zurückzuführende bakteriologiſche Anter-
ſuchungen über die Typhusfälle, beſonders in
Döberitz und in dem nie recht keimfrei geweſenen
Elſenborn haben den Nachweis erbracht, daß die
abnormen Waſſerverhältniſſe in den Monaten
Juli und Auguſt die lokale Urſache der zwar nicht
epidemiſch, doch ziemlich umfangreich aufgetretenen
Unterleibserkrankungen unter den übenden Truppen
geweſen ſind. Eine vergleichende Statiſtik hat dabei
ergeben, daß auf den Plätzen, wo ein beſonders hoher
Verbrauch an Limonaden und ähnlichen lokalfabrizierten
Genußmitteln zu verzeichnen geweſen ift, die Anfälligkeit
erheblich größer war, als u. a. in den ſüd deutſchenBarackenkontingents, deren bayeriſche, badiſche

und ſchwäbiſche Belegungen mehr zum Bier und
Weingenuß inklinieren. Jn Hagenau, in Bitſch, inDarmſtadt in Münſingen, Grafenöhr, Hammelburg

und auf dem Lechfelde ſcheint, allen Gegenbe-
hauptungen der Temperenzler zum Trotz,
das Bier als Keimtöter und in der An-
ſteckungsprophylaxe gute Dienſte geleiſtet
zu haben. Auch in Oſt und Weſtpreußen, wo der
Gerſtenſaft den einſt dort intenſiv konſumierten
Schnaps völlig verdrängt hat, war der
Geſundheitszuſtand relativ, und im Verhältnis zueinigen mitteldeutſchen LUebungsplätzen ſehr befriedigend.

Es find ſeinerzeit die damaligen Kommandierenden des
1. und 17. Armeekorps, die

Generale Frhr. v. d. Goltz,
der jetzige Generalfeldmarſchall und Armee-
Jnſpekteur, und von Mackenſen es geweſen, die
nach einer Periode der faſt totalen Abſtinenz in den
Militärkantinen wieder dem mäßigen Genuß das
Wort geredet haben.

Wir bringen dieſen Artikel, der, wie ſchon erwähnt,
aus der Feder eines höheren Sanitätsoffiziers ſtammt,
ohne jeden Kommentar und wollen nur noch ganz
kurz hinzufügen, daß, laut amtlicher Feſtſtellung, bei der
letzten großen Choleragepidemie in Hamburg 1896 auch
nicht ein einziger Brauereiarbeiter dieſer Krankheit
zum Opfer fiel.

Zur Charakteriſtik der Alkoholgegner ſei darauf
hingewieſen, daß ſich in einer Ladenauslage, Alte
Promenade Nr. 10 (nahe der Geiſtſtraße), eine Menge
alkohol- und biergegneriſcher Schriften befindet, von
denen ein Plakat die hervortretende Aufſchrift trägt:

Vie e Vroner das Voll betrügen'.

Jede weitere Bemerkung alten wir r für überflüſſig.

Bezirksgruppe Halle S.
des Branerei- Vereins Leipzig.

F

Freunden und Bekannten die ergebene Mitteilung, daß ich am Sonnabend,
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Probieren Sie unſere Riesen Fettheringe,
3 Stück nur 258 3. 3 Stück wiegen faſt 2 K.

Trotz der Größe ſehr fett und zartes, ſchneeweißes Fleiſch.
Zu Heringsſalat und allen Heringsſpeifen ſehr delikat.
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V Rezepte dazu gratis. M

„ordsee““ rernaarocher
ardaato k. hents oder
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itter,
Leiprigerstrasse 90.

Rossfleisch,
Wurſtwaren und warmür ſt ch en von Aug. Thurm
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Nax Felseh, Schmiedſtr. 3

und Ammendorf,
Wörmlitzerſtraße 9.
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ist eröffnet.

v M C. F. Ritter,
G. m. b. H.

bis 30 P. Halle a. S., Leipzigerstr. 90. Mitglied des Rabattsparvereins.

Billigste Preise.
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Freitag Sonnabend
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F. H. Krause.
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Einem geehrten Publikum von Halle und

den 21. ds. Mts., am Markt

Neu-Eröffnung.
Umgegend sowie werten

ein drittes Geschàäft eröffne und bitte um gütige Unterstützung.

Robert Schirmer,
Honigkuchen-, Zucker- und Schokoladenwaren- Fabrik

Leipzigerstr. 71, Roter Turm, Mansfelderstr. 43, Forsterstr. 54

im Roten Turm (Ecke Roland)

Ate Parteischriften zu ren durch die Volks u

Für die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlaner. T Orug der Haſeſch. Genoſſenſch. Buchdruck. (E. G. m. b. H) Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sänmtl. i. Halle a. C



e r 44 7 e

1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 246 Halle a. S., Freitag den 20. Oktober 1911

Deutſcher Reichstag.
101. Sitzung. Mittwoch, den 18. Oktober 1011, nachm. 1 Uhr.

Zunächſt ſtehen die Interpellationen über
die auswärtige Politikzur Verhandlung. e

Reichskanzler von Bethmann Hollweg: Jch bin bereit,
die Interpellationen u beantworten. Für voll berechtigt halte
ich den Wunſch des Reichstags, baldmöglichſt von der Regie
rung Auskunft über die auswärtige Lage zu erhalten. Jn
dem geſtern n Jhren Präſidenten gerichteten Schreiben habe
ich dargeleg aus welchen Gründen ich mir heute eine Er-
klärung verſagen und die Bezeichnung des Zeitpunktes noch
norbehalten muß an dem ich ſie werde geben können.
Jch werde nicht unterlaſſen, dem Präſidenten den Termin an
uzeigen, ſobald es mir möglich iſt. Nach meiner Abſicht wird

der Reichstag nicht auseinandergehen, ohne daß zuvor hier
über die auswärtige Politik verhandelt worden iſt.

Präſident Graf Schwerin: Damit iſt dieſer Gegenſtand
für heute erledigt.
Die Interpellation über die Teuerung erklärt ſich der
Reichskanzler bereit, am nächſten Montag zu beantworten.

Die Mißhandlung des UVereinsrechtes.
Es fegt die Interpellation der Abgg. Albrecht und Ge

noſſen (Soz.) über die Verſtöße gegen das Vereins- und Ver-
ſammlungsgeſetz.

Die Jnterpellation lautet:
Jſt dem Kanzler bekannt, daß von ſeiten einer Reihe von Be

hörden gröbliche Verſtöße gegen den klaren Wortlaut des Ver
einsgeſetzes begangen werden? Was gedenkt der Reichskanzler
zu tun, um dem erwähnten Geſetze ſeitens der Behörden Gel-
tung zu verſchaffen?

Staatsſekretär Dr. Delbrück erklärt ch zur ſofortigen
Beantwortung der Interpellation bereit.

Zur Begründung der Jnterpellation erhält das Wort
Abg. Albrecht (Soz.):

Es iſt bereits das drittemal, daß Mitglieder des hohen
Hauſes ſich veranlaßt ſehen, die Frage über die Handhabung
des Reichsvereinsgeſetzes an den Reichskanzler zu richten, ob
wohl das Geſetz erſt ſeit 8354 Jahren beſteht. Man ſollte
meinen, daß nach den m v über die Handhabung des
Reichsvereinsgeſetzes, die bei den Jnterpellationen in den
Jahren 1909 und 1910 hier vorgebracht wurden, die Verhält
niſſe ſich beſſern würden aber das Gegenteil iſt der Fall,

ſie ſind ſogar noch ſchlimmer geworden.
r 8 5 des Reichsvereinsgeſetzes iſt klar und deutlich 4tſg t:

er eine öffentliche Verſammlung zur Erörterung politiſcher
Angelegenheiten veranſtalten will, hat mindeſtens 24 Stunden
vor dem Beginn der Verſammlung unter Angabe des Ortes
und der Zeit bei der Polizeibehörde Anzeige zu erſtatten, über
dieſe Anzeige iſt von der Polizeibhörde eine koſtenfreie Be
ſcheinigung zu erteilen. Mit keinem Worte iſt geſagt, daß auch
bei W politiſcher Vereine eine ſolchenene zu erſtatten iſt. Jm 8 8 heißt es, daß jeder Verein,
der eine Einwirkung auf politiſche Angelegenheiten erſtrebt,
alſo jeder politiſche Verein eine Satzung haben muß, daß der
Vorſtand verpflichtet iſt, die Satzung und das Verzeichnis der
Mitglieder des Vorſtandes bei der Polizeibehörde einzureichen.
Mit keinem Wort iſt geſagt, daß er auch Mitgliederverſamm-
lungen anzumelden hat. Das ſollte auch nicht geſagt werden.
Ebenſowenig ſind Mitgliederverſammlungen über-
wachungspflichtig. Schon in der Begründung des Ent-
wurfs iſt die r auf ſolche Verſammlungen
beſchränkt, bei denen es einer Bekanntmachung, einer An
zeige bedarf. Bei Vereinsverſammlungen iſt aber das nichtder d Jch habe nun darüber Klagen vorzubringen, wie
Sie Behörde mit dem Geſetz umgeht.

Jch habe gröbliche Verſtöße gegen das Geſetz ſeitens der
Polizeibehörde von Halle a. S. vorzubringen.

21 Jahre lang, vom 15. Mai 1908 bis zum 4. September 1910,
hat die Polizeibehörde von Halle das Vereinsgeſetz ſo aus-
gelegt, wie es von Rechtswegen ausgelegt werden mußund t keine Mitgliederverſammlungen des Sogzialdemokra
tiſchen Vereins überwacht. Aber am 4. September 1910 ſandte
ſie zwei Beauftragte in die Generalverſammlung des Sozial
demokratiſchen Vereins. (Hört, hört! b. d. Soz.) Wir ließen
uns das ſelbſtverſtändlich nicht gefallen. Als Leiter der Orga-
niſation und der Verſammlung in Halle erklärte ich der
paligerhetarre, deren Beauftragte ſich mir noch nicht ein-
mal vorſtellten, wozu ſie nach S 18 des Geſetzes ver
pflichtet geweſen wären, die Beamten hätten kein Recht,
die Verſammlung zu überwachen, und forderte ſie auf, das
Lokal zu verlaſſen. Die Beamten erklärten dagegen, ſie hätten
den Auftrag, dieſe „öffentliche“ Verſammlung zu überwachen,
obwohl dieſe Verſammlung als Mitgliederverſammlung be
kannt gemacht war, zu der

nur Mitglieder Zutritt hatten,
wenn ſie ſich durch das Mitgliedsbuch legitimierten. Jch ver-
tagte die Verſammlung auf kurze Zeit und wandte mich tele-
phoniſch an den Leiter der Polizei, den Oberbürgermeiſter
Rive, damit er die Beamten zurückziehe. Dr. Rive erklärte
mir, er könne ſich darauf nicht einlaſſen, ich ſolle eine ſchrift-
liche Eingabe t Gört, hört! b. d. Soz.) Jch will hier
bemerken, daß Dr. Rive in Halle gewählt iſt, weil er

ein ſehr liberaler Mann ſei,
ſo liberal, daß er bei der Beerdigung des verſtorbenen Kollegen
Eugen Richter als Stadtrat einen Kranz niederlegte. Und
dieſer liberale Herr ſchlägt dem Reichsvereinsgeſetz direkt ins
Geſicht! (Hört, hört! b. d. Soz.) Nun r die Verſamm
lung, um nicht unter Polizeiaufſicht zu tagen, ſich zu ſchließen.
Wir riefen auf den 15. September eine neue Mitgliederver-
ammlung ein, weil unterdeſſen Beſchwerde bei dem Ober-rn ltter und dem Regierungspräſidenten von Merſeburg

eingelegt war, und wir der Meinung waren, bei der Polizei-
behörde müſſe ein Jrrtum vorliegen. Aber auch dieſe Ver
ſawmlung wurde überwacht und als ich der Polizei den Ein
tritt ins Lokal verweigerte und ihren Beamten keinen Platz

ies,anwie löſte die Polizei die Verſammlung auf.
hört, hört! b. d. Soz.) Selbſtverſtändlich wurde auche eingelegt. Wir beriefen nun eine Mit-

liederverſammlung ein, ohne ſie irgendwie bekannt zu geben,
indem wir die Mitglieder nur mündlich einluden, und ſiehe
da, auch dieſe Verſammlung wurde von der Polizeibehörde
überwacht und als den Beamten der Eintritt ins Lokal ver
weigert wurde, auf gelöſt. (Hört, hört! b. d. Soz.) Wir
wollten nun ſehen, ob

die Polizei auch in Diſtriktsverſammlungen erſcheinen
würde. Unſer Sozialdemokratiſcher Verein bildet, wie faſt
überall einen Kreiswahlverein, der in 20 ſtädtiſche und in 20
ländliche Diſtrikte zerfällt, und wir beriefen nun auf einen

22. Jahrg.
Das Halleſche Polizeiſyſtem vor dem Reichstage.

Abend 21 Diſtriktsverſammlungen ein. Auch
die 21 Diſtriktsverſammlungen wurden überwacht,

und als der Polizei das Recht zum Eintritt verweigert wurde,
r größten Teil aufgelöſt. Zur ſelben Zeit ging die

olizei
auch in die Gewerkſchaftsverſammlungen,

was ſie bisher nicht getan hatte. Die a proteſtierten ebenfalls und legten Beſchwerde bei dem R ierungs
präſidenten und bei dem Oberpräſidenten in Magdeburg ein.
Vor dem Oberverwaltungsgericht ſchwebt die Ange
legenheit noch, aber ſowohl der Regierungspräſident in Merſe
burg, wie der Oberpräſident in Magdeburg, haben

die Beſchwerde als „unbegründet“ zurückgewieſen,
indem ſie einfach erklärten, der Verein ſei ſo groß und die
Mitgliedſchaft ſo loſe, daß er nicht als Verein im Sinne
des Geſetzes anzuſehen und daß ſeine Verſammlungen als
„öffentliche“ Verſammlungen anzuſehen ſeien. Dabei berief
ſich der Oberpräſident auf ein Urteil des Oberverwaltungs-
gerichts vom Jahre 1909. Die Magdeburger Polizei hatte
nämlich gleich nach in Kraft treten des Reichsvereinsgeſetzes
den gleichen Verſuch gemacht und die Sache war ans Ober
verwaltungsgericht gekommen. Damals hatte das Oberver-
waltungsgericht den ablehnenden Beſcheid des Oberpräſidenten
aufgehoben und erklärt,

das Gebiet des Vereins ſei keineswegs größer
und die Mitgliedſchaft keineswegs loſer, wie bei anderen
Vereinen. Dasſelbe gilt auch für Halle. Der Halleſche Verein
umfaßt das Gebiet des Wahlkreiſes Halle, der Magdeburgiſche
das des Wahlkreiſes Magdeburg; die Mitgliedſchaft iſt nicht
loſer, wie bei Vereinen anderer Parteien, die Leute werden,
nachdem ſie ſich gemeldet, vom Vorſtand aufgenommen, ſie
müſſen ein Eintrittsgeld entrichten und erhalten ein Mit-
gliedsbuch. Die Polizei iſt mit ihrer Auslegung alſo voll
ſtändig im Unrecht.
Aber das Halleſche Polizeiregiment iſt mit dieſem Vorgehen

noch nicht hinreichend gekennzeichnet.
Am 4. und 5. Juni d. J. ſchickte die Polizeiverwaltung von
Halle auch Beauftragte in eine Jugendverſammlung.
Es handelte ſich um eine Konferenz jugendlicher Leute, die be-
rieten, wie ſie ſich am beſten gegenſeitig unterhalten
könnten. Der überwachende Beamte erklärte die Verſamm-
lung für eine „politiſche“, löſte ſie auf, und trieb die jungen
Leute auf die Straße hinaus. Genau ſo geſchah es am zweiten
Pfingſtfeiertag. Auch da hatten ſich junge Leute zuſammen-
gefunden und ein junger Mann, der ſich viel mit Jugend-
erziehung abgibt und
die jnngen Leute namentlich vom Alkoholgenuß zurückhält,
Herr Peters aus Berlin, ſprach dort vom Pa ahfeſt. Auch
hier erklärte der Beamte das für eine politiſ erſamm
lung, er löſte ſie auf und räumte den Garten, und es
wurden auch Verhaftungen vorgenommen, obwohl kein
Widerſtand vorlag. So wurde der Maſchinenmei ſter,
der die Notlampen abnahm, verhaftet, weil er den Garten
nicht verlaſſen habe. Der Redner, der ſprechen ſollte, wurde
verhaftet

und drei Tage in Unterſuchungshaft gehalten.
(Lebh. hört, hört! b. d. Soz.) Auch der Geſchäftsführer
wurde verhaftet, als er zu dem Beamten ſagte, ſie ſollten
ihm den Maſchinenmeiſter doch dalaſſen, es könne ja das
größte Unglück entſtehen.

Das ſind ja wahrhaft ruſſiſche Zuſtände
(Lebh. Zuſtammung b. d. Soz.), und alles das geſchieht im
Namen des Reichs- und as iſt dennaus der ganzen Staatsaktion gegen die Jugend geworden
Jn der vorigen Woche mußte der Mann, der als Redner ver
haftet war, vom Gericht freigeſprochen werden, weil es nach
dem Plädoher des Rechtsanwalts Kollegen Heine zu der Ueber-
zeugung kam, daß eine politiſche Verſammlung nicht ſtatt
gefunden habe.

Das ganze Vorgehen der Polizei war alſo ungeſetzlich.
Was aber kann daraus entſtehen! Wenn die Arbeiterſchaft
von Halle nicht eine ſo eiſerne Diſziplin und Ruhe beſäße,
ſo könnte es bei einem ſolchen Vorgehen der Polizei leicht
dazu kommen, daß dem einen oder dem anderen die Ge
duld ausgeht und es könnten ſich Dinge ereignen, die die
Polizei nicht wünſcht.

(Zuruf b. d. Soz.: Das wollen ſie ja gerade!)
Wenn es dazu kommt, ſind nicht wir daran ſchuld, ſondern
die Polizeibehörde. (Sehr wahrl b. d. Soz.)

Es ging ſogar ſo weit, daß, nachdem man das ganze Lokalund du den Garten geräumt hatte, man ſchließlich am
zweiten Pfingſtfeiertag nachmittag

unſer Etabliſſement ohne den geringſten Grund auf drei
Stunden ſchloß.

(Hört, hört! b. d. Soz.) Der Polizeikommiſſar gebärdete ſich
wie raſend, der Mann ſcheint überhaupt nervös zu ſein, ſonſt
könnte er nicht in dieſer Weiſe vorgehen.

Der Vorſitzende des Freidenkervereins in Halle ließ
im vergangenen Winter einen wiſſenſchaftlichen Vortrag über
die Abſchaffung der Todesſtrafe halten. Er wurde mit 20 Mk.
Strafe belegt, weil es eine „volitiſche Verſammlung“ ge
weſen ſei, die er nicht rer a „angemeldet“ hätte. Das
Gericht erklärte: weil der Vortrag in einem Lokal ſtattgefun-

den habe, wo immer politiſche Verſammlungen ſtattfänden,
ſei er „auch politiſch“. (Hört, hört! und Heiterkeit b. d. Soz.)
Nach dieſer Logik müßten alle Verſammlungen unpolitiſch
ſein, die in Lokalen ſtattfinden, wo ſonſt keine politiſchen Ver
ſammlungen tagen. (Sehr gut! b. d. Sogz.) In Werne wurde
eine Mitgliederverſammlung des ſozialdemokratiſchen Orts-
vereins, in der ein Delegierter zum Preußentag gewgbit wer
den ſollte, dem Geſetz entgegen überwacht und der über-
wachende Beamte löſte ſie ſogar auf. Das Landgericht in
Münſter ſprach aber den Angeklagten frei, weil es eine
reine Vereinsverſammlung geweſen ſei, und auch das Kammer-
gericht verwarf die vom Staatsanwalt eingelegte Reviſion.
Ein ähnlicher Fall iſt mir aus Gladbeck bei Recklinghauſen
gemeldet. Dort hatte der überwachende Beamte kurz vorher
das Kommiſſarexamen mit dem Prädikat „gut“ beſtanden,
wußte aber doch nichts davon, daß nach dem Reichsvereinsgeſetz

eine Ueberwachung von Mitgliederverſammlungen ausge
ſchloſſen iſt. Aus LippeDetmold werden mir zwei Fälle ge-
meldet, wo Bevollmächtigte ſozialdemokratiſcher Vereine ange-
klagt wurden, weil ſie die Satzungen und das Mitgliederver-
zeichnis nicht eingereicht hätten.

Dies Verlangen war ungeſetzlich
und das Gericht kam auch zur Freiſprechung. Damit war aber
die Behörde nicht zufrieden. ſondern klagte noch zwei weitere
Bevollmächtigte derſelben Ortsgruppe an. Auch dieſe wurden
freigeſprochen. Jn Danzig hielten die weiblichen Mitglieder
des Sozialdemokratiſchen Vereins eine geſchloſſene Mitglieder-
verſammlung ab, die ebenfalls

geſetzwidrig überwacht
wurde. Einige Vereine aus Oſt-Friesland, aus Oldenburg
beſchweren ſich darüber, daß rein wiſſenſchaftliche Vorträge
eines Paſtors überwacht wurden. Eine ganze Reihe von
Verletzungen des Reichsvereinsgeſetzes ſind auch in Sachſen
u verzeichnen geweſen. Jch kann unmöglich auf alle eingehen.
m Lichenſteiner Anzeiger erließ der Bürgermeiſter am

8. Januar 1911 eine Bekanntmachung, wonach alle Vereine
aufgefordert wurden, Satzungen und ihr Mitgliederver-
zeichnis einzureichen. ies Verlangen ſteht natürlich

im Widerſpruch mit dem Geſetz.
Sehr wahr! b. d. Soz.) Das Oberverwaltungsgericht in
Sachſen erklärte in einem Fall, daß die Polizei berechtigt ſei,
in'alle öffentliche Verſammlungen Beauftragte zu entſenden.
Das Oberverwaltungsgericht in Kiel aber hat umgekehrt ent-
ſchieden, daß nicht alle öffentlichen Verſammlungen zu über-
wachen ſeien. Bekannt iſt ferner das Verbot der Aufführung
des Weiſerſchen Jefus. Um dieſes anerkannte dramatiſche
Meiſterwerk zur Darſtellung zu bringen, hatte ſich in Eiſenach
ein Verein gebildet, dem Tauſende gebildeter und kunſt-
ſinniger Perſonen aus allen Schichten der Bevölkerung ange-
hörten. Die Vorbereitungen zur Aufführung waren bereits
getroffen, die Schauſpieler kontraktlich verpflichtet, die Pro-
ſpekte gedruckt, als die Regierung des Grotzherzogtums
Scchſen-Weimar- Eiſenach ein Verbot dieſer Aufführung
verfügte, trotzdem es ſich um einen Verein handelte.

Jch komme nun zu den Verſtößen gegen S 6 Abſ. 3, wonach
Gewerkſchaften nicht verpflichtet ſind, ihre Verſammlungen an
zumelden. Fortge ſt wereen trotzdem Gauleiter und Orts-
ſtellenvorſitzende aufgefordert, Mitgliederverzeichniſſe einzureichen. Ein ſie a gewinnt dadurch einen pikanten Bei-
geſchmack, daß der Amtsvorſteher, der von dem Vorſitzenden
einer Filiale des Glasarbeiterverbandes die Einreichung der
Mitgliederliſte forderte, im Hauptamt Direktor einer Glas-
hütte iſt. (Lebh. hört, hört! b. d. Soz.) Selbſtredend muß
auch die Maul und Klauenſeuche herhalten, um das Verbot
gewerkſchaftlicher Veranſtaltungen zu „begründen“. Bisweilen
gelingt es, von Schöffengerichten und in der Berufungsinſtanz
von den Strafkammern verurteilende Entſcheide gegen Filial-
vorſitzende uſw. zu erzielen aber auch wenn es zu freiſprechen
den Urteilen kommt, bedeuten dieſe Anklagen eine Unſumme

e tverinſe und Unbequemlichkeiten für die betroffenen
rbeiter.
Durch die Politiſcherklärung der gewerkſchaftlichen Filialen

wird
das Reichsvereinsgeſetz gerade in ſein Gegenteil verkehrt.

(Sehr wahrl b. d. Soz.)
Jn Halle werden von der Polizeiverwaltung unter den nich

tigſten Vorwänden alle Umzüge der Gewerkſchaften verboten.
Und im liberalen Sagan macht man es, wie im liberalen Halle.
Der Bürgermeiſter Achilles, Reichstagskandidat der Fort
ſchrittlichen Volkspartei (Hört, hört! b. d. Soz.),
at ſogar den Umzug eines Geſangvereins verboten. Jn
rackwede wurde ein Umzug verboten, der im benachbarten

Bielefeld geſtattet war, unter dem Vorgeben, daß die Straßen
in Brackwede „zu eng“ ſeien dabei ſind die Straßen in Brack
wede breiter als in Bielefeld. (Hört, hörtl) An der Saal-
abtreiberei beteiligten ſich eifrig Polizeipräſidenten, x B. der
von Kiel. Eine auf einen Sonntag einberufene Verſamm-
lung wurde verboten, weil an demſelben Sonntag in dem betr.
Orte eine „Abendmahlsfeier“ ſtattfand. FortſchrittlicheBürgermeiſter, wie z. B. der frühere Reichstagsabgeordnete
Göllnerl, wetteifern im Verbieten von Verſammlungen
unter freiem Himmel mit konſervativen Landräten. Ein Amts
vorſteher genehmigte eine Verſammlung mit dem Vermerk:
wen zpve aufreizenden Reden gehalten werden.“ (Heiterk.

d. Soz.
Nun noch ein paar Worte über die fortgeſetzte Schikanierung

der Jugendorganiſationen und der Sportsvereine. Bekannt
iſt der Erlaß des preußiſchen Polizeiminiſters v. Dallwitz und
bekannt iſt auch, daß der Polizeipräſident von Berlin die ſeit
Jahren beſtehende freie Jugendorganiſation au h hat.
Auf dieſe Auflöſung und das ſie beſtätigende Gerichtsurteil
nimmt der miniſtrielle Erlaß ausdrücklich Bezug. Der Erlaß
erklärt, daß die Jugendorganiſationen „in der Regel als
politiſche Vereine anzuſehen ſeien. Seit dieſem Srlaß iſt

ein wahres Keſſeltreiben gegen die Jugendorganiſationen
und gegen die Sportsvereine organiſiert, an dem ſich obere
und untere Behörden wetteifernd betätigen.

Jn Halle iſt auch ein Verbot von r rrr ar x r er
laſſen. Auch das iſt ein Verſtoß gegen das eſe t.
Alle dieſe Verſtöße, die ich angeführt habe, ſind vorgekommen
ſeit der letzten Interpellation der Freiſinnigen und ihrer Be
gründung durch Herrn Müller-Meiningen. Es ſind alles neue
Fälle, von denen ich auch nur einen Teil habe vortragen kön
nen. Wir Sozialdemokraten werden nicht unterlaſſen, immer
und immer wieder darauf hinzuweiſen, daß

das Reichsvereinsgeſetz kein Ausnahmegeſetz ſein ſoll.
(Sehr richtig! b. d. Soz.) Hätten Regierung und Reichstag
ein Ausnahmegeſetz machen wollen, ſo hätten ſie es 5 en
müſſen. Es ſollte aber nicht ein Ausnahme 7 geſchaffen
werden, ſondern ein Geſetz zur freieren und loyaleren Hand-
habung des Vereins und u r r e Aber das iſt
nicht der Fall, vielmehr ſpitzt ſich das Geſetz immer mehr und
mehr zu einem

Ausnahmegeſetz gegen die ſozialdemokratiſche Partei
zu. Wir Sozialdemokraten ſtehen auf dem Boden des Geſetzes,
das iſt bei uns Tradition. (Lachen rechts.) Sie werden uns
nicht nachweiſen können, daß wir gegen das Geſetz verſtoßen,
außer wenn es ſich um ein Ausnahmegeſet handelt, und
da haben wir gute Geſellſchaft, ich brauche das Zentrum nur
an die Maigeſetze zu erinnern. (Sehr gutl b. d. Soz.) Sonſt
aber müſſen Sie uns r daß wir die Geſetze ſtets
halten. Wir weigern uns nicht,

bei dem Soldatenſpiel unſere Söhne hinzugeben,
wie wir auch ſelbſt meiſtens gedient haben. Auch a die
Schulgeſetze verſtoßen wir nicht, wir zahlen unſere Steuern,
wie alle anderen Staatsbürger, und

wir müſſen für Jhre Zollpolitik tüchtig zahlen.
Wir verlangen aber auch von der Regierung und den herrſchen
den Klaſſen, daß die Geſetze des Landes und des Staates geach-
tet werden, und deshalb richte ich an den Reichskanzler oder an
ſeinen Stellvertreter die Frage, was er zu tun gedenkt, um
gegen die gröblichen Verſtöße gegen das ereinsgeſetz einzu
ſchreiten und dem Reichsvereinsgeſetz endlich Geltung zu ver
ſchaffen. (Lebh. Bravol b. d. Soz.)

Staatsſekretär Delbrück:
Den Beſchwerden über unzutreffende Handhabung des Reichsvereinsgeſeßes, die in der Preſſe erhoben werden, bin ich nach

gegangen und habe ſtets feſtſtellen können, daß zwiſchen der
Reichsleitung und den Bundesregierungen grundſätzliche Meinungsverſchiedenheiten über die Handhabung un Antenna 4



Tes Rekchsvereinsgeſetzes nicht beſtehen. Damit ich das

etan, wozu ich verfaſſungsmäßig verpflichtet und
enn

die Handhabung der Ge in den Bundesſtaaten iſt den Ein
griffen der Reichsbehörde ertzogen, t

ſofern es ſich nicht um grundſätzliche Meinungsverſchiedenheiten
zwiſchen ihr und den Bundesregierungen handelt. Daß das
nicht der Fall iſt, ſtelle ich auch in bezug auf den oft erörterten
Erlaß des preußiſchen Miniſters vom I. April 1910 feſt auch
nach dieſem Erlaß ſind nicht allgemein vffentliche Auf
züge und Verſammlungen zu verbieten, ſondern die Verhäli-
niſſe des einzelnen Falles zu prüfen. Und der preußiſche
Miniſter des Jnnern hat mir mitgeteilt, er habe Vorſorge ge
troffen, daß der Erlaß nicht mißverſtändlich angewandt werde.
Auch darin bin ich mit dem preußiſchen Miniſter des Jnneren
einverſtanden, daß bei der Handhabung des Vereinsgeſetzes,
bei Geſuchen um die en öffentlicher Aufzüge und

fugt bin,

Verſammlungen unter freiem Himmel die Heranziehung un-

utreffender nicht zu bil-igen iſt.
Gründe und Scheingründe
Das iſt eigentlich ſelbſtverſtändlich.

(Gr. Heiterkeit.) Auch der preußiſche Miniſter des Jnnern hat
Anordnungen getroffen, daß nach dieſen Grundſätzen verfahren
wird. (Zuruf b. d. Soz.: Es kümmert ſich niemand darum!)
Erörterungen über das Vorgehen der einzelſtaatlichen Beamten
gehören vor das Forum der betreffenden Landtage.

(Aha! b. d. Soz.)
Jedenfalls können wir hier die einzelnen hie ſchon nach der
tatſächlichen Seite nicht kontrollieren. (Sehr richtig! rechts.
Zuruf b. d. Soz.: Das paßt Jhnen ſo!) Selbſtverſtändlich
werde ich das Material den Bundesregierungen zugänglichmachen. Hinweiſen möchte ich darauf, daß in 23 von 50 Fällen

mit einem Rechtsmittel überhaupt nicht eingegriffen iſt. Man
kann aber die Landeszentralbehörden für die Fälle nicht ver-
antwortlich machen, mit denen ſie gar nicht befaßt wor-
den ſind. Daraus ergibt ſich die Notwendigkeit, möglichſt alle
ſſtrittigen Fälle zur Entſcheidung der letzten Jnſtan z zu
bringen. Das iſt der einzige Weg, um Klarheit über die
juriſtiſche Auffaſſung der Beſtimmungen des Geſetzes zu
ſchaffen. Jch möchte auf einige grundſätzliche Fragen der Aus-
legung eingehen. So kommen dauernd Klagen darüber, daß
die Polizeibehörden Verſammlungen überwachen, die nach dem
Vereinsgeſetz nicht überwacht werden dürfen. (Sehr wahr! b.
d. Soz.) Nun hat das preußiſche Oberverwaltungsgericht den
Kreis der überwachungsfähigen Verſammlungen in gewiſſe
Grenzen eingeſchränkt, während das Reichsgericht ſowie
das Kammergericht und einige andere Gerichte der Meinung
ſind, daß alle öffentlichen Verſammlungen von der Polizei
überwacht werden dürfen. So lange die Entſcheidung des
Reichsgerichts zu Recht beſteht, wird jedenfalls

niemand darüber Beſchwerde führen können,
wenn nach ihr verfahren wird. (Zuruf b. d. Soz.: Und die Er
klärungen der Regierung beim Erlaß des Geſetzes!) Jch kann
mich für meine Anſicht auf eine Autorität im Reichstage be-
rufen, Herr Müller-Meiningen. (Gr. Heiterkeit b. d. Soz.)
Ferner iſt die Frage ſtrittig, wie Verſammlungen geſchloſſe-
,ner Vereine in bezug auf die Ueberwachung zu behandeln
ſind. Es fragt ſich dabei, ob die Verſammlung eines ge-
ſchloſſenen Vereins im einzelnen Fall als öffentliche zu
bezeichnen iſt. (Ahal b. d. Soz.) Das wird ſich aus der Art
der Verhandlung der Tagesordnungsaufſtellung und darausergeben, ob ſich Leute an der Erörterung beteiligen, die nicht

Bereins mitglieder ſind.
Eine Gewerkſchaftsverſammlung an ſich iſt natürlich nicht der

poligeilichen Neberwachung unterworfen.
Wenn aber feſtſteht, daß die Gewerkſchaft gewiſſermaßen nur
ei hat, daß aber jedermann, der ſich dafür intereſſiert,
ſich an den Erörterungen beteiligen kann, ſo iſt die Verſamm-
lung eine öffentliche. Allgemeine Normen über das Vorliegen
dieſer Vorausſetzungen können nicht feſtgeſtellt werden. Werden
ſie zu Unrecht angenommen, ſo ſtehen die „Rechtsgarantien des
Geſetzes dagegen zur Verfügung. Ob die Polizeiſtunde
einen Einfluß auf öffentliche Verſammlungen hat, wird von
einzelnen Gerichten verneint, von anderen bejaht, das letztere
in Uebereinſtimmung mit der früheren Praxis in Preußen.
Wir werden die letztinſtanzliche Entſcheidung abwarten müſſen.
Dagegen iſt die Frage, ob eine Verſammlung aufgelöſt wer-
den kann, weil ſie über die gebotene Polizeiſtunde tagt, zu ver
neinen, denn die Vorausſetzungen zur Auflöſung ſind im S 14

des BVereinsgeſetzes erſchöpfend geregelt.
Was das Vorgehen gegen die ſogenannten ſozialdemokratiſchen
Jugendvereine betrifft, ſo hat der preußiſche Miniſter
lediglich ſeine Pflicht getan, wenn er die Behörden auf das

Urteil des Oberverwaltungsgerichts aufmerkſam gemacht hat.
Der Gedanke dieſes Gerichts iſt unbeſtreitbar: Nach 8 2 kann
ein Verein, der den Strafgeſetzen zuwiderläuft, aufgelöſt wer-

den, und nach S 18 dürfen Perſonen unter 18 Jahren nicht Mit-
glieder von politiſchen Vereinen ſein; für die Zuwiderhand-
lungen werden Strafen feſtgeſetzt. Danach ſetzt ſich ein Verein,
der ſich mit politiſchen Angelegenheiten befaßt, mit dem Straf-
'geſetz in Widerſpruch, wenn er Perſonen unter 17 Jahren
'aufnimmt. (Zuruf b. d. Soz.)

Auch ein Radfahrerverein kann „politiſch“ ſein,
wenn nachgewieſen wird, J er Einfluß auf politiſche Ange-
legenheiten ausübt. Die Verpflichtung der Vereinsvorſtände
e Auskunftserteilung an die Polizei beſteht nur noch in
oweit, als die Polizei überhaupt im allgemeinen ſolche Aus-
künfte verlangen kann. wird die Tätigkeit der
Gerichte Ja beitragen, daß die zahlreichen Beſchwerden über
die ung des Vereinsgeſetzes geringer werden. (Bravol

Auf Antrag des Abg. Bebel (Soz.) wird die Beſprechung
der Jnterpellation beſchloſſen.

Abg. Gröber (Zentr.): Der Reichstag hat zwar keine
Diſziplinarbefugnis gegenüber den einzelſtaatlichen Beamten,
aber er hat das Recht über Verſtöße ſolcher Beamten zu
ſprechen. (Sehr richtig Klarheit über die Beſtimmmungen
des Vereinsgeſetzes herrſcht wohl nur bei dem Vater des Ge-
ſetzes, Herrn Müller-Meinigen. (Heiterkeit.) So kann nie-
mand mit Sicherheit ſagen, welche Verſammlungen überwacht
werden dürfen. Man ſagt, die Polizeibehörde ſolle ſich an die
richterliche Entſcheidung halten. Aber an welche? Die höch-
ſten richterlichen Jnſtanzen haben ja ſehr verſchiedene Ent-
ſcheidungen gefällt, ſo z. B. in der Frage der Polizeiſtunde.
Gelten die Beſtimmungen über Polizeiſtunde auch für Wahl-
verſammlungen Gerade bei einem ſo wichtigen Geſetz muß
der Geſetzgeber klar ſagen, was er will. Daß das nicht ge-
ſchehen iſt, darin liegt der ſchwerſte Fehler des Reichs-

(Bravol im Zentr.)vereinsgeſetzes.

Abg. Dr. Jun d (natlib.): Die grundſätzliche Uebereinſtim-
mung des Staatsſekretärs mit den Landeszentralbehörden nützt
uns nichts, wenn die letzteren nicht die Energie haben, ihre
Grundſätze auch bei der Anwendung Zur Geltung zu bringen.
(Sehr richtig l) Trotz ſeiner mißbräuchlichen Anwendung be
deutet das eine weſentliche Verbeſſerung des
früheren Zuſtandes. (Bravo! bei den Freiſ. und Natlib.
Zuruf im Zentrum: Sie ſind ſehr beſcheiden Wenn auch nur
ein Teil der angeführten Fälle richtig iſt, ſo liegt eine grund-
ſätzlich unrichtige Anwendung der ſehr klaren Grundlagen des
Geſetzes durch die unteren Verwaltungsbehörden vor. Eine
Beſchränkung von Verſammlungen durch die Polizeiſtundekennt das Vereinsgeſetz nicht. es ſollten bei den bevorſtehen-

den Wahlen den Vereinen dadurch keine Schwierigkeiten ge
macht werden. Manche Vorfälle, wie das Verbot einer Ver-
ſammlung unter freiem Himmel, weil die Faſanen auf dem
Nachbargrundſtück geſtört werden könnten, bedeuten

eine direkte Verhöhnung des Geſetzes.
(Lebh. Sehr richtig! links.) Die unteren Verwaltungsbehör-
den würden derartiges nicht wagen, wenn ſie nicht glaubten,
auf nachſichtige Behandlung rechnen zu können. (Leb-
hafte Zuſtimmung links.)

Abg. Gans Edler zu Putlitz (konſ.): Die Verhand-
lung hat erneut erwieſen, daß die aufſichtführenden Behörden
in loyalſter Weiſe bemüht ſind, das Reichsvereinsgeſetz
ſeinem Wortlaut nach zur Durchführung zu bringen. Verſtöße
ſind namentlich bei neuen Geſetzen unvermeidlich. Wir unſerer-
ſeits müſſen die Regierung auffordern, dafür zu ſorgen, daß
bei genehmigten öffentlichen Verſammlungen unter freiem
Himmel oder Umzügen die Ordner ſich nicht Vollmachten an-
maßen, die allein der Polizei zuſtehen. (Bravo! rechts.)

Abg. Korfanty (Pole): Die Liberalen wie Müller-Mei-
ningen ſind viel zu vertrauensſelig gegenüber den
Verſprechungen des damaligen Staatsſekretärs Bethmann
Hollweg geweſen. Unter den lächerlichſten Vorwänden werden
namentlich Verſammlungen unter freiem Himmel verboten.
Eine Verſammlung wurde wegen der Henckel Lonnersmarck-
ſchen Faſanen verboten. (Heiterkeit.) Eine andere, weil Ge-
fahr beſtehe, daß die Teilnehmer auf dem Nachbargrundſtück
„ihre Bedürfniſſe verrichten“ würden. (Heiterkeit.) Wieder
eine andere, weil die Arbeiter des betreffenden Diſtriktes noto-
riſche Trunkenbolde ſeien. (Pfui-Rufe.)

Solche Gemeinheiten ſind nur in Preußen möglich.
Jch habe hier beweiſe für infame Rechtsbeugungen des
Landrats des Kreiſes Roſenberg in der Hand. (Glocke des
Präſidenten.)

Präſident Graf Schwerin-Löwitz ruft den Redner wegen
dieſes Ausdrucks zur Ordnung. (Zuruf des Abg. Lede-
bour: Rufen Sie lieber den Landrat zur Ordnung.)

Abg. Korfanty: Jch habe keine andere Bezeichnung für
einen ſolchen Mann.

Präſident Graf Schwerin-Löwitz ruft den Redner zum
zweiten Male zur Ordnung.

Abg. Korfanth fährt ſort und ſchließt mit der Erklärung,
daß mit dieſem Syſtem gebrochen werden müſſe, wenn nicht
Haß und Verachtung in die Herzen aller Polen einziehen
ſollen. (Lebh. Bravo! bei den Polen.)

Staatsſekretär Delbrück: Es iſt zwecklos, hier Einzelfälle
näher zu erörtern. Das geſchieht praktiſcher in den Einzel-
landtagen. Eine Reihe der angeführten Fälle unterliegen noch
der richterlichen Beurteilung. Jch billige keineswegs in allen
hier vorgetragenen Fällen das Verhalten der Behörde; ich
bin vielmehr der Meinung, daß bei der Auslegung des Ver-
einsgeſetzes mehrfach in einer Weiſe verfahren wird, die den
eigenſten Jntereſſen der Behörden nicht entſpricht. Dieſe Auf
faſſung wird aber auch grundſätzlich von den Bundesregierun-
gen, ſpeziell der preußiſchen geteilt. (Bravo! rechts.)

Abg. Dr. Höffel (Reichsp.) erklärt, daß ein ſolches Geſetz,
wie das Reichsvereinsgeſetz ſich erſt ein leben müſſe.

Die weitere Beſprechung wird vertagt auf Donnerstag
1 Uhr. Außerdem zwei Jnterpellationen des Zentrums und
der Freiſinnigen über die Maul- und Klauenſeuche. Schluß

Jhr. V 7Aus den Hachbarkreilen.
Bitterfeld. diesjährigen Stadtverord-

nétenwahlen ſind vom Magiſtrat auf den 20. und 21. No
vember anberaumt worden und zwar wählt die dritte Ab-
teilung am 20. November in der Zeit von 9 bis 1 Uhr
und von 3 bis 6 Uhr. Die für die Proletarier nicht in Frage
kommende erſte und zweite Abteilung wählt am 21. November.
Die Wahlen finden ſämtlich in der Turnhalle in der
Weſtſtraße ſtatt. Die am Dienstag ſtattgefundene Stadt-
verordneten-Sitzung wählte zu Beiſitzern die Stadtverordneten
Schönbrodt und Schenke, als Stellvertreter Koch und
Bock.

Von der vereinigten Beamtenſchaft und dem Verein für
ſtädtiſche Angelegenheiten war ein gemeinſames Schreiben
beim Kollegium eingegangen, in welchem beantragt wurde, die
Wahl an zwei Wochentagen ſtattfinden zu laſſen, da es heute
einem großen Teil der Bahnbeamten nicht möglich ſei, das
Wahlrecht auszuüben. Der Sozial demokratiſche Ver-
ein hatte den Antrag geſtellt, die Wahl an einem Sonntag
ſtattfinden zu laſſen. Der erſte Antrag wurde vom Stadlkv.
Winkler, der ſozialdemokratiſche Antrag von dem Genoſſen
Bock begründet. Stadtv. Kozlowsky beklagte ſich darüber, daß
ſich das Publikum an den Wahltiſchen ſo dränge, um zu hören,
wem der betreffende Wähler die Stimme gebe und trat für
Verſchärfung der Ordnungsmaßregeln ein.

Genoſſe Menzel erwiderte dem „ordnungsliebenden“
Herrn treffend, daß das an der Oeffentlichkeit der Wahl liege
und ſich der Uebelſtand nur durch Beſeitigung der Oeffentlichkeit
abſtellen laſſe. Möge Herr K. doch dafür eintreten. Jm
übrigen ſei nicht einzuſehen, weshalb nicht auch Arbeiter wiſſen
ſollen, wen andere Leute wählen, da doch die Arbeiter ſelbſt
auch andern Leuten ſagen müſſen, wem ſie ihre Stimme geben.
Mögen alſo auch jene Herren den berühmten Mannesmut, der
ſich hei dieſer Wahl offenbart, und ſo ſehr im „Weſen des
Dentſchen“ liegt, betätigen. Wir ſind für die Abſchaffung der
Oeffentlichkeit, aber nicht für Halbheiten. Herr K. mit ſeiner
Ordnungsliebe konnte ſich aber immer noch nicht beruhigen;
am liebſten würde er wohl ſehen, wenn ein Gendarm am Wahl-
tiſch poſtiert würde. Daß weiter liberale Jämmerlichteit wohl
kaum getrieben werden kann, wurde dem Herrn nochmals vom
gen Bock recht deutlich geſagt, worauf er ſich endlich be-
ruhigte.

Die

'Oft wird Seife angepriesen,
Die als schädlich sich erwiesen!
Vorsicht ist der Hausfrau Pflicht
Sunlichtseife schaclet nicht!“

wird durch fang frigſter Agitationstätigkeit das nach
holen, was man glaubt, durch kleinliche Maßnahmen verhin-
dern zu können. enn jeder Genoſſe bis zum Wahltage ſeine
volle Pflicht und Schuldigkeit tut, dann muß uns der Sieg
wieder zufallen. Wenn unſere kleine Fraktion eine weſentliche
Verſtärkung erfahren haben wird, dann wollen wir mal ſehen,
ob man uns dann noch ſo nichtachtend zu behandeln wagen
wird. Auf, an die Kleinarbeit!

Bitterfeld. Stadtverordneten Sitzung. Vor Ein-
tritt in die Tagesordnung brachte der Vorſteher ein Schreiben
des Konkursverwalters Weiſe zur Verleſung, in welchem dieſer
das dem früheren Konſumverein gehörige Grundſtück Mittel-
ſtraße 17, zum Kauf für den El von 26 500 Mk. anbot, da
es ſich für die Errichtung des Eichamts eigne. Da die letztere
Angelegenheit ſchon erledigt war, konnte dein Beſchluß gefaßt.
werden. Für die Erweiterung des Waſſerwerks waren 63 440
Mark verlangt. Vom Bürgermeiſter wurde die Forderung da-
mit begründet, daß wir mit unſerer Waſſerlieferung an der
Grenze der Leiſtungsfähigkeit angelangt ſeien und einen
ſolchen trockenen Sommer, wie den letzten, nicht wieder ohne
Waſſermangel aushalten würden. Auch ſtelle die immer mehr
in Gebrauch kommende Waſſerſpülung erhöhte Anforderungen
ſchließlich müſſe man ſich auch einrichten, an die umliegenden
kleinen Gemeinden Waſſer abgeben zu können. Die Vorlage
wurde genehmigt. Zur Verlegung der Sammlungszimmer
der Oberrealſchule in zwei Kellergeſchoßräume wurden 2800
Mark gefordert und bewilligt. Die Obſtverkaufsſtände waren
am 11. September verpachtet worden, doch hatte wegen der
niedrigen Gebote der Magiſtrat den Zuſchlag verſagt, ſo daß
nochmals Termin auf den 26. September angeſetzt wurde. Die
Verſammlung ſtimmte der Verpachtung zu. Genoſſe Menzel
wünſchte, daß an der Stelle der Obſtbude an der Loberbrücke
in der Deſſauerſtraße eine Bedürfnisanſtalt errichtet würde;
da die Bude heute ſchon vielfach dieſen Zwecken dient, ſei die
Notwendigkeit dazu erwieſen. Als Delegierter zur landwirt-
ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft wurde Herr Hugo Luft ge-
wählt. Zur Vorbereitung der Neuwahl eines Stadtrats
wurde beantragt, die Wahlvorſchlagskommiſſion um zwei Mit-
glieder zu verſtärken. Gewählt werden die Stadtvv. Quilitzſch
und Kozlowski. Sozialdemokraten bleiben davon auch jetzt
noch ausgeſchloſſen. Zur Kenntnis genommen wurden die
Geſchäfts und Rechnungsergebniſſe der Melde- und Zahlſtelle
für die Gemeindekrankenverſicherung für das 26. Rechnungs-
jahr. Die Zahl der Verſicherten betrug 5311. Jm Laufe des
Jahres abgemeldet wurden 2932, ſo daß am 30. September 1911
ein Beſtand von 28379 Mitgliedern blieb. Krank gemeldet wur-
den 1683, erwerbsunfähig waren 659 Perſonen an 11 318
Krankentagen. Jm hieſigen Krankenhaus wurden 68, in Halle
ſchen Kliniken 41 Perſonen behandelt. Die Einnahmen be-
trugen 30 161,86 Mk., die Ausgaben 26 441,38 Mk., ſo daß
372048 Mk. als nicht aufgebraucht gebucht werden konnten.

Am Schluß der Sitzung fragte Genoſſe Menzel an, ob ſich
der Magiſtrat ſchon einmal in einer ſeiner Sitzungen mit der
jetzt beſtehenden Teuerung beſchäftigt habe und wünſchte,
daß recht bald Mittel und Wege gefunden würden, die Einwoh-
ner mit billigen Lebensmitteln zu verſehen. Hoffentlich kön-
nen wir im nächſten Bericht ein erfolgreiches Eingreifen des
Magiſtrats regiſtrieren.

Holzweißig. Zwei ſchreckliche Unfälle ereigneten ſich am
geſtrigen Mittwoch auf der Grube Leopold. Die Frau des Ar-beiters Schreiber aus Holzweißig, Mutter von fünf Kindern,
wollte an dem Tage auf genannter Grube in einem Handwagen
Briketts holen. Sie war zu dieſem Zweck mit ihrem Wagen in
den Verladeſchuppen gefahren und war dort mit dem Aufladen
der Briketts beſchäftigt, als ein Eiſenbahnwagen hereinrangiert
wurde, den ſie, obgleich unmittelbar am Geleis ſtehend, nicht hatte
kommen hören. Die Lore fuhr ihr in den Rücken, ſie dabei auf
ihren Wagen preſſend, der bei dem Zuſammenſtoß vollſtändig zer
trümmert wurde. Am Unterleib und Oberſchenkeln ſchwer ver
letzt wurde die bedauernswerte Frau der Halleſchen Klinik zu
geführt. Wer die Schuld an dem Unglück trägt, konnte noch nicht
mit Sicherheit feſtgeſtellt werden jedenfalls liegt ſie an der
mangelhaften Aufſicht, da man ſich doch beim Rangieren mindeſtens
davon überzeugen muß, ob das Geleis frei iſt. Selbſt durch die
gemachten Erſparniſſe an Aufſichtsperſonal iſt den fünf armen
Kindern die Mutter nicht zu erſetzen. Herr Dr. Jhſeke, der der
Verunglückten den erſten Notverband anlegte, hatte ſich noch nicht
die Hände gewaſchen, als ihm das zweite Opfer zugeführt wurde.
Der jugendliche Arbeiter Hofmann, ebenfalls aus Holzweißig,
war beim Umſchalten der ſogen. Schwenkrutſche mit der rechten
Hand in das Getriebe geraten, wobei ihm die ganze Hand buch-
ſtäblich abgeriſſen wurde. Die eine Sehne, an der ſie noch hing,
wurde vom Arzt durchgeſchnitten. Außerdem war der ganze rechte
Unterarm furchtbar verſtümmelt, ſo daß er jedenfalls amputiert
werden muß. Auch Hofmann wurde nach Halle überführt. Wie
lange wird es dauern, dann ſtellt die Berufsgenoſſenſchaft
„Gewöhnung“ feſt, der arme Krüppel mag dann ſehen, wo er
bleibt. „Göttliche“ Weltordnung.

Eilenburg. Stadtverordneten Wahl. Wie aus einer
vom Magiſtrat heute veröffentlichten Bekanntmachung hervorgeht,
finden für die am Schluſſe dieſes Jahres infolge Ablaufs ihrer
Wahlperiode ausſcheidenden Stadtverordneten die Ergänzungs-
wahlen bereits am 6. und 7. November ſtatt. Aus der 3. Ab-
teilung ſcheiden aus unſere Genoſſen Lagerhalter Paul Jentzſch,
Zigarrenfabrikant Guſtav Raute, Geſchäftsführer Hermann
Schmidt; aus der 2. Abteilung: Buchdruckereibeſitzer Richard
Beyer, Glaſermeiſter Wilhelm Sperling; aus der 1. Abteilung
Fabrikbeſitzer Alexander Monski jun., Apothekenbeſitzer Auguſt
Wilke, Rechtsanwalt Hermann Ziervogel.

Die Wahlen finden im Stadtverordneten Sitzungs
ſaale des Rathauſes ſtatt und zwar für die Wähler der
dritten Abteilung am Montag, den 6. November, nach
mittags von 3--6 Uhr, und Dienstag, den 7. November, vor
mittags von 10 bis mittags 1 Uhr; der zweiten Abteilung am
Diensag, den 7. November, nachmittags von 3-5 Uhr der erſten
toten am Dienstag, den 7. November, nachmittags von
6—7 r.

Für die Arbeiterſchaft handelt es ſich hauptſächlich um die Ver
teidigung der drei bereits in ihrem Beſitz befindlichen Mandate,
da auf Grund des plutokratiſchen Wahlrechts Erfolge in der
zweiten Abteilung ſo gut wie ausgeſchloſſen ſind. Die Zahl der
ſtimmfähigen Bürger iſt nach einem kürzlich veröffentlichten Ver
zeichnis folgende: Die erſte Hlaſſe zählt ganze 39 Wähler, die
zweite Klaſſe 369, während in die dritte Klaſſe 1601 Wähler
hinabgeſtoßen ſind. Dieſe 1600 Wähler haben auch nur drei
Vertreter zu wählen wie die 39 Knallprotzen, welche die erſte
Wählerabteilung bilden. Gegen dieſen Terrorismus des Geld
ſacks gilt es zu proteſtieren, was am wirkſamſten geſchieht, wenn
die Kandidaten der Arbeiterſchaft mit überwältigender Stimmen-



t jedergewähſt werden. Rüſtet deshalb ſchon jetzt zum Wahl

Delitzſch. Rüſtungskoller. Die i iti 6t h. Die im „unpolitiſchen“ Flottenverein zuſammengelaufenen „Weltmachts“ phantaſten
einmal „poſitive“ Arbeit geleiſtet. Nach einem Vortrag über:
Weltmacht und Seemacht nahmen die hieſigen Flottenfexe eine

s 4 entſprechende Reſolution an,graphiſch dem Reichskanzler übermi Didein le ch zler übermittelt wurde. Die
Die Ortsgruppe Delitzſch des deutſchen Flottenvereins richtetin ernſter Beſorgnis um die durch die gegenwärtige diagte
gruppierung bedrohte Sicherheit unſeres Volkes an Eure
Exzellenz die „dringende Bitte, den Ausbau der Wehrmacht des
re gu d zu beſchleunigen und eine entſprechende Vor
age noch für das Etatsjahr 1912 den geſetzgebenden Faktezugehen zu laſſen geſetzgebenden Faktoren

Wer die Koſten für die wahnſinnigen Flottenrüſtungen auf-
zubringen hat, ſagt man vorſichtigerweiſe nicht. Um ſo deutlicher
werden wir während des kommenden Wahlkampfes das gemein
gefährliche Treiben der Flottentreiber kennzeichnen.

Greppin. Verſam mlung. Die organiſierte Arbeiterſchaft
von Greppin machen wir auf die am Sonntag, den 22. Oktober,
nachmittags 3 Uhr ſtattfindende Gewerkſchaftsverſammlung auf
merkſam. Pflicht eines jeden Arbeiters iſt es zu erſcheinen.
Näheres im Jnſeratenteil.

Paffendorf. Parteiverſammlung. Den Parteigenoſſen
und Genoſſinnen hiermit zur Kenntnis, daß unſere Mitglieder
verſammlung am Sonnabend, den 21. Oktober, abends 8 Uhr,
im Deutſchen Hofe ſtattfindet. Unſer Reichstagskändidat, Genoſſe
Pollender, wird den Bericht vom Parteitag geben. Gleich-
zeitig bitten wir um Abrechnung der Wahlfondsblocks. Das Mit
bringen von Gäſten iſt geſtattet.

Defſfan. Gegen den Zwiſchenhandel. Der Magiſtrat
beabſichtigt, die Marktordnung dahin abzuändern, daß es den
Zwiſchenhändlern verboten ſein ſoll, vor 9 Uhr morgens
auf dem Wochenmarkte Gemüſe, Obſt c. einzukaufen. Damit ſoll
verhütet werden, daß die Händler die Waren der Landleute ſchon
früh aufkaufen und dann die Preiſe machen.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 19. Oktober 1911.

Diſtriktsbeſprechungen.
Heute, Donnerstag, abends 8 Uhr, finden in den Diſtrikts

(okalen Zuſammenkünfte der Mitglieder des Sozialdemokratiſchen

Vereins ſtatt. Die Mitglieder des 2. Diſtrikts halten die Be-
ſprechung gleichfalls wieder in ihrem bisherigen Lokale ab.

Der Parteiſekretär.

Zur Stadtverordnetenwahl.
Die Gegner an der Arbeit.

Der Halleſche Bürgerverein und die Kommunalvereinler
haben ihr Techtelmechtel doch noch einmal wieder aufgenommen,
trotz der höhniſchen Abſage und trotz der Kandidatennominie-

rung des Halleſchen Bürgervereins. Die „feindlichen“ Brüder
haben eine Heidenangſt davor, daß die Sozialdemokratie bei

rem Streit der lachende, d. h. ſieg reiche Dritte werden
könnte. Dieſe Befürchtung hat die Tapferen veranlaßt, noch
mals die Köpfe zuſammenzuſtecken und nach Kompromißſeelen
zu ſuchen, die Beamten- und Bürgerintereſſen gleichzeitig ver-
treten wollen. Da mögen nette Techtelmechtelprodukte erzeugt
werden. Aber gleichgültig, wie dieſe zweiſeeligen Jntereſſen-
vertreter ausſehen werden. Die Arbeiterſchaft weiß, wen ſie
zu wählen hat. Sie wird ſich erinnern an die Poli zeitaten
des liberalen Stadtregiments und an die gewohnheits-
mäßige Ablehnung der Arbeitérforderungen
durch die Bürger und Beamtenvertreter. Und da ſie ſich deſſen
erinnert, muß es der Arbeiterſchaft nun endlich gelingen, einen
vollen Sieg zu erkämpfen. Es geht bei dem diesjährigen Kampf
um elf Mandate. Die verheißende Ausſicht darauf, ſie zu er
obern, muß jeden ſchon jetzt zur Anſpannung aller Kräfte
treiben.

Parteigenoſſen, Arbeiter und Arbeiterfrauen, rüttelt die
Lauen aufl! Zeigt ihnen, was auf dem Spiele ſteht. Sagt
jedem Aengſtlichen, das er ſchuld hat, wenn wieder
Beamten und Bürgervertreter gewählt werden, die die Ar-
beitarnot nicht kennen und nicht lindern werden.
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Die Jntereſſenvertreter der Hausagrarier ernannt.
Die liberalen Bürger Halles, die ſich in den Kommunalver

reinen zuſammengefunden haben, ſind bekanntlich in der dritten
Wählerabteilung bei den Stadtverordnetenwahlen der letzten
Jahre zu völliger Bedeutungsloſigkeit herabgedrückt. Nun ſollte
man meinen, wenn ſie in der Maſſe der 26 000 beſitzloſen Wäh
ler keinen nennenswerten Anhang mehr haben, dann müßten
ihnen die 2700 Wohlhabenden der zweiten Abteilung reſtlos zu-
gehören. Aber mit nichten. Die Kommunalvereinler, dieſe
traurigen liberalen Helden, haben überhaupt keinen Einfluß
mehr. Kampflos überlaſſen ſie die Beſetzung der Mandate
der zweiten Abteilung wieder dem Haus und Grundbeſitzer
verein, der ſich nun mit den Beamten vom Halleſchen Bürger
verein um den „Sieg“ ſtreiten wird.

Der Haus und Grundbeſitzerverein hat ſeinen Jntereſſen-
kampf um die Stadtverordnetenſitze eröffnet. Jn einer Ver-
ſammlung, die er am Dienstag abhielt, iſt das Schlachtfeld ver-
teilt worden. Auf die Wahl der dritten Abteilung, ſo hieß es

da, habe der Haus und Grundbeſitzerverein geringen Einfluß,
es empfehle ſich deshalb, von der Beſprechung über dieſe Wahl
Abſtand zu nehmen. Bei der erſten Abteilung würde der Vor-
ſtand des Haus und Grundbeſitzervereins ſeinen Einfluß dahin
geltend machen, daß dem Verein genehme Kandidaten aufgeſtellt
würden. Mit der Vorſchlagsliſte für die zweite Abteilung wollte
der Vorſtand zunächſt gar nicht recht herausrücken, damit er

ſpäter dann die Wähler mit ihr überrumpeln könnte. Jn der
Diskuſſion wurde aber wiederholt die Nennung der Kandidaten

verlangt, und zwiſchendurch ging der Jntereſſentenſchacher hin
und her: einer wollte den Süden der Stadt bei der Aufſtellung
der Kandidaten mehr berückſichtigt wiſſen, andere mehr das
Handwerk. Vom Vorſtande wurde demgegenüber aber betont,
daß die aufgeſtellten Kandidaten ſich verpflichten müßren,
gegen eine weitere Belaſtung des Haus- und
Grundbeſitzes zu ſein. Der Halleſche Bürgerverein lege
Wert darauf, daß die von ihm für die zweite und dritte Wähler-
abteilung aufgeſtellten Kandidaten für Wertzuwachs und
Bodenreform eintreten, deswegen müßten die Haus und
Grundbeſitzerkandidaten energiſch für das Programm ihres Ver
eins eintreten. Alſo kraſſeſte Jntereſſenvertretung ſollen ſie
treiben. Man ſieht, wie recht wir hatten, als wir geſtern dem
Hanſabündler Knobloch zuriefen, daß ſeine Meinung von der
immer deutlicheren Vertretung wirtſchaftlicher Ständeintereſſen
durch die Parteien auch für die Stadtverordneten-
verſammlungen zutrifft.

Die Haus- und Grundbeſitzer haben ſchließlich ihre Jnter-
eſſenvertreter in folgenden Herren nominiert: Kaufmann Erſt-
mann, Kaufmann Brehmer, Juſtizrat Meyer, Schloſſermeiſter
Riediger, Baumeiſter Fahro, Baumeiſter Schulze, Juſtizrat
Föhring, Baumeiſter Gieſe, Bildhauer Reiling, Baumeiſter
Thierichens. Aus der Mitte der Verſammlung wurden dann
noch zur Berückſichtigung genannt: Kaufmann Fackenheim,
Hotelier Sünderhauf, Klempnermeiſter Grecke, Kaufmann Aug.
Nauendorf, Schloſſermeiſter Zwanzig, Tiſchlermeiſter Andag.

So ſehen die Leute aus, von denen wiederum mit vollem Recht
das Knoblochſche Wort gilt, daß es im höchſten Grade unwahr-
ſcheinlich iſt, daß ſie ſich mit beſonderer Liebe der Angelegen-
heiten der Minorität alſo der Arbeiter widmen werden.
Es müſſen alſo die Arbeiter mit allen Kräften ſelbſt dafür
ſorgen, daß den Jntereſſenvertretern der Hausbeſitzer die Ver-
treter der Beſitzloſen, der breiten Maſſe, im Stadtverordneten-
ſaale entgegengeſtellt werden.

Eine Leidensſtatiſtik der Halleſchen Arbeiterſchaft.
Männer ſind häufiger erwerbsunfähig krank als Frauen; Betriebs-

krankenkaſſen der Unternehmer ſchrecken Arbeiter von der Krank-
meldung ab, während von Arbeitern gegründete Hilfskaſſen am
ausgiebigſten hilfsbereit ſind Jannar, Februar, Juli und Dezember
ſind die ungeſündeſten Monate. Dieſe drei Feſtſtellungen ergeben
ſich aus einer Erhebung des ſtädtiſchen ſtatiſtiſchen Amtes über
die Erkrankungshäufigkeit der Halleſchen Arbeiterſchaft. Die
intereſſante Zuſammenſtellung, die bereits vor einiger Zeit ver-
öffentlicht wurde, ſagt zu den oben feſtgeſtellten Ergebniſſen u. a.

Bereits im Jahre 1887, alſo nicht lange nach dem Jnkrafttreten
der großen „ſozialen“ Geſetze, des Unfallverſicherungs-, Kranken-
verſicherungs- und Jnvalidenverſicherungsgeſetzes, betonte einer
unſrer bedeutendſten Statiſtiker, G. von Mayr, auf dem ſtatiſtiſchen
Kongreß in Wien die Bedeutung einer Statiſtik der Kranken-
verſicherung über: Geſamtſtand der Verſicherten, Zahl der Er-
krankten und Geſtorbenen nach Geſchlecht, Alter, Zivilſtand,
Beruf und ſozialer Schicht. Den Anregungen v. Mayrs
iſt bisher nur ſelten gefolgt worden. Eine derart ins einzelne
gehende Unterſuchung macht große Schwierigkeiten und Koſten.
So haben denn die Veröffentlichungen auf dem genannten Gebiete
ſich darauf beſchränkt, lediglich einen Ausſchnitt zu geben. Auch
die nachſtehende Betrachtung konnte und wollte nichts andres
ſein, zumal die Neufaſſung des Krankenverſicherungsgeſetzes doch
den Wert einer eingehenden Betrachtung der bisherigen Verhält
niſſe ſtark gemindert hätte. Betrachtet ſind die Verhältniſſe in
den Ortskrankenkaſſen, Betriebskrankenkaſſen, und
eingeſchriebenen Hilfskaſſen, letztere allerdings erſt vom Jahre
1907 ab. Es lieferten Material: 22 Ortskrankenkaſſen mit durch-
ſchnittlich 23 075 männlichen und 8525 weiblichen Mitgliedern,
27 Betriebskrankenkaſſen mit durchſchnittlich 5910 männlichen und
1970 weiblichen Mitgliedern und 50 Hilfskaſſen mit durchſchnitt-
lich 7460 männlichen und 307 weiblichen Mitgliedern.

Faſſen wir die Ergebniſſe der fünf bezw. vier Jahre zuſammen,
ſo erkrankten jährlich 32 von 100 Mitgliedern. Der Unterſchied
zwiſchen der Erkrankung der Geſchlechter iſt nicht ganz unbe-
trächtlich. Während auf 100 männliche Mitglieder 34 Erkrankte
kamen, entfielen auf 100 weibliche Mitglieder nur 29 Erkrankte.
Auch innerhalb der einzelnen Krankenkaſſen zeigen ſich Unter-
ſchiede in der Erkrankungshäufigkeit. Jn den Ortskrankenkaſſen
wurden jährlich 32,8 von 100 Mitgliedern, in den Betriebskaſſen
nur 20,7 und in den eingeſchriebenen Hilfskaſſen aber 33,7 als
erwerbsunfähig krank gemeldet. Die Unterſchiede in der Er
krankungshäufigkeit der Geſchlechter waren in den einzelnen Kaſſen
etwa ebenſo, wie wir ſie bei der Geſamtzuſammenfaſſung feſt
ſtellen konnten. Regelmäßig iſt bei den Orts- und bei den Be
triebskaſſen die Zahl der männlichen erkrankten Mitglieder größer
als die der weiblichen.

Bemerkenswert ſind die Ergebniſſe für die einzelnen Monate,
denn es zeigt ſich, daß die Erkrankungshäufigkeit in den einzelnen
Monaten durchaus verſchieden iſt. Nehmen wir wieder die Er-
gebniſſe der letzten fünf bezw. vier Jahre zuſammen, ſo erhalten
wir als Erkrankungsziffer für die einzelnen Monate, auf je 100
Mitglieder berechnet, im Monat Januar 3,7, Februar 3,4, März 2,6,
April 2,4, Mai 2,4, Juni 2,6, Juli 2,7, Auguſt 2,6, September 2,3,
Oktober 2,3, November 2,6, Dezember 2,9. Die Erkrankungs-
häufigkeit verläuft danach wie eine Wellenbewegung. Jm Ja-
nuar und Februar haben wir eine außerordentlich hohe
Erkrankungsziffer, dann tritt ein Sinken ein, dem um die Mitte
des Jahres (Juni, Juli) eine kleine Steigerung folgt, dann aber-
mals ein Sinken (September) und darauf ein Anſteigen in den
letzten Monaten, das ſeinen Höhepunkt in den Wintermonaten
Januar und Februar wieder erreicht. Das gleiche Bild bietet
ſich, wenn wir die Geſchlechter geſondert betrachten würden. Auch
dann liegen ſtets die Höhepunkte im Januar und Februar, Juni
bis Auguſt, November und Dezember, beſonders niedrig iſt
die Erkrankungsziffer in den Monaten April und Mai, Sep-
tember und Oktober. Ferner finden wir, daß die Er-
krankungshäufigkeit bei den Frauen meiſt hinter der der Männer
zurückbleibt; nur in den Sommermonaten Mai, Juni, Auguſt
kommt ſie der letzteren gleich, und nur im Jnli übertrifft die
Zahl der kranken Frauen die der Männer. Wenden wir uns

bei der Betrachkung der Erkrankungs Verhältniſſe Den einzelnen
Kaſſen zu, ſo zeigt ſich eine Abweichung nur bei den Hilfskaſſen.
Bei den Orts- und Betriebskaſſen, alſo der großen Maſſe der
Kranken, ſo ergibt ſich immer wieder dasſelbe Bild: Sowohl die
Geſamtziffern, als auch die Ziffern für die Männer und Frauen
ſind in den Wintermonaten Januar, Februar, November und
Dezember, und in den Sommermonaten Juni bis Auguſt hoch,
dazwiſchen zeigen die Monate April, September und Oktober
niedrige Zahlen. Wie oben bei der Zuſammenfaſſung aller Kaſſen
iſt die Erkrankungshäufigkeit der Frauen geringer als die der
Männer, ausgenommen in den Sommermonaten. Daß der Ver-
lauf der Zahlen kein zufälliger iſt, lehren die Ergebniſſe der
einzelnen Jahre, die in der Statiſtik einzeln behandelt ſind.

Als Hauptergebnis ergibt ſich, ſo ſagt das ſtatiſtiſche Amt, dem
nach folgendes: Die Erkrankungsziffer zeigt mit großer Regel-
mäßigkeit eine Wellenbewegung, die derart verläuft, daß vom
Januar mit der höchſten Krankenziffer, bis zum April ein Fallen,
ein geringes Steigen bis Juli, ein Fallen bis September, ein
ſtärkeres Steigen bis Januar zu verzeichnen iſt. Die Erkrankungs-
häufigkeit der Frauen iſt geringer als die der Männer mit Aus-
nahme der Sommermonate, wo ſie ihr gleichkommt oder ſie gar
übertrifft. Die Hilfskaſſen zeigen die ſtärkſte Belaſtung durch Er
krankungen, die Betriebskaſſen zeigen die geringſte
Belaſtung durch Erkrankungen.

Die niedrigen Krankenziffern der Frauen finden ihre Erkläruug
wohl darin, daß durchweg die gefahrvollſten Arbeiten von Männern
verrichtet werden, und daß außerdem die Männer eher bereit ſind
einen Arzt aufzuſuchen, als die weiblichen Kranken, die aus ver
ſchiedenerlei Gründen ſich länger ohne Krankmeldung mit ihrem
Leiden herumſchleppen.

Die Feſtſtellung, daß die Hilfskaſſen die ſtärkſte, die Betriebs-
kaſſen die geringſte Zahl der Krankmeldungen auf-
weiſen, zeigt uns, daß je größer der Einfluß der Arbeiter auf
die Kaſſe, deſto freigebiger iſt die Verwaltung und deſto größeres
Zutrauen hat der Erkrankte zu ihr. Die Betriebskrankenkaſſen
ſind eben läſtige Einrichtungen die der Arbeiter meiſt nur im
höchſten Notfall benutzt, da hinter ihnen das drohende
Geſpenſt der Arbeitsloſigkeit lauert.

Die gemeinſchaftliche Ortskrankenkuaſſe

hielt geſtern ihre Generalverſammlung ab. Zum
erſten Punkt der Tagesordnung Erhöhung der Beiträge
oder Herabſetzung der Leiſtungen gab der Kaſſenführer,
Herr Rendant Thier an der Hand einer Denkſchrift, die ſämt-
lichen Vertretern zuvor zugegangen, ein Bild über die Kaſſen
verhältniſſe, die ſich leider im letzten Jahre ungünſtig ent-
wickelt haben. Der Vorſtand der Kaſſe hat ſich zuvor in meh
reren Sitzungen mit der Angelegenheit befaßt und iſt einſtim-
mig der Meinung, daß von der Herabſetzung der Leiſtungen
keine Rede ſein könne. Er ſchlägt deshalb der Generalver-
ſammlung vor, vom 1. April 1912 den Beitrag von 4 auf 41
Prozent des durchſchnittlichen Tagelohnes zu erhöhen. Die
Generalverſammlung beſchloß einſtimmig, eine Herabſetzung
der Leiſtungen nicht eintreten zu laſſen. Der Beitrag ſoll
am 1. April 1912 in der vom Vorſtand beantragten Weiſe er
höht werden. Zum S 20 a des Statuts, der den Familienange
horigen des Kaſſenmitgliedes freie ärztliche Behandlung, ber
ordnete Arznei und Krankenhauspflege zuſagt, wurde eine
Aenderung dahingehend beſchloſſen, daß mit dem Erlöſchen der
Mitgliedſchaft des Kaſſenmitgliedes auch dieſe Familienfür-
ſorge ihr Ende erreicht. Es wurde hierbei wiederum treffend
bemerkt, daß bei eintretender Arbeitsloſigkeit die Verſicherten
ſich gegen den Verluſt der Familienfürſorge ſchützen können,
indem ſie innerhalb einer Woche vom Entlaſſungstage, ſich als
freiwilliges Mitglied ſelbſt weiter verſichern. Auf dieſen Um
ſtand kann im Jntereſſe der Arbeiter nicht oft genug hinge-
wieſen werden.

In den Ausſchuß zur Prüfung der Jahresrechnung für 1911
wurden die Herren Werner, Hoffmann, Kahnt und Jünemann,
als Stellvertreter die Herren Mußmann und Döring gewählt.
Für drei ausſcheidende Vorſtandsmitglieder wurden die
Herren Geſchäftsführer Schmidt für die Arbeitgeber, Karl
Krähnert und Wilhelm Fredrich für die Arbeitnehmer wieder
bezw. neu gewählt. Zum Punkt 4 der Tagesordnung Be-
ſchlußfaſſung darüber, welche Kaſſe dem Magiſtrat als maß-
gebende Kaſſe nach den Beſtimmungen der Reichsverſicherungs-
ordnung in Vorſchlag gebracht werden ſoll wurde einſtim-
mig der Beſchluß gefaßt, die Gemeinſchaftliche Ortskranken
kaſſe als maßgebende in Vorſchlag zu bringen. Begründend
wurde dabei ausgeführt, daß die Gemeinſchaftliche Ortskranken-
kaſſe in bezug auf die Leiſtungen für die Verſicherten D. erſter
Stelle ſteht und nur noch eine kleinere Kaſſe, die aber maß
gebend nicht in Betracht kommen kann, die gleichen Leiſtungen
eingeführt habe. Das Maß der Leiſtungen der zukünftigen
Allgemeinen Ortskrankenkaſſe müſſe aber für die Verſicherten
vor allen Dingen in den Vordergrund geſtellt werden, zumal
Klarheit darüber vorzuherrſchen ſcheint, daß bei dieſen Lei
ſtungsſätzen unter dem 4prozentigen Beitragsſatz in der zu
künftigen Allgemeinen Kaſſe nicht auszukommen ſein wird.
Die Errichtung einer Landkrankenkaſſe ſoll der Auffſichts-
behörde nicht empfohlen werden.

Unter ſonſtigen Angelegenheiten regte Herr Ernſt Müller
noch an, daß der Vorſtand bei Unterlaſſungsſünden einzelner
Arbeitgeber bei den An- und Abmeldungen der Verficherten die
nötige Schärfe anwenden ſolle, da dadurch der Kaffe oft genug
finanzielle Nachteile entſtünden. Der Vorſtand erklärte, daß
er in dieſer Beziehung das Möglichſte ſchon tue. Solche Unter
nehmer, die grob fahrläſſig ihre Verpflichtungen verſäumt
haben oder andere Manipulationen ſich zuſchulden kommen
ließen, ſeien in jedem einzelnen Falle erſatzpflichtig gemacht
worden. Zum Glück ſtehen ſolche Fälle nur vereinzelt da und
können nicht verallgemeinert werden.

Der 19. Diſtrikt hält am Sonnabend, den 21. Oktober, ein
Diſtriktsvergnügen im Trothaer Schlößchen ab. Die Mitglie
der werden erſucht, ſich recht zahlreich vaxen en.

ie iſtrikts eitung.
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Siegerin
-Margarine, wie allerfeinste

Wahlen Sie
unter diesen drei Marken; alle gleich vorzüglich:

Mohra
Margarine, ein

Palmato
feinste Pflanzenbutter-

Molkereibutter Landbutter Margarine, einzig haltbare
in jeder Verwendungsart. -Ersatz ohne gleichen. Nussbutter.
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Der ſtädtiſche Bauausſchuß nahm geſtern in längerer
Sitzung zu dem viele Jahre alten roi t des Si haus
baues Stellung. Er beſchloß ſchließli Die Akten über diebereits vier Jahre dauernden Vurarbei iken zum Erweiterungs
bau des Alters- und Pflegeheims (Siechenhaus) ſollen dem
Magiſtrat zurückgegeben werden mit dem Erf daß der
Magiſtrat einen ſelbſtändigen Architekten beſtellt, der die
Koſten anſchläge und Zeichnungen nachprüft
und die Koſtenanſchläge, die zur Zeit des Von ehorſt
nur 525 000 Mk. erforderten, jetzt aber 864 000 Mk. verlangen,
auf etwa 660 000 Mk. zu reduzieren. Ueber das Schwimm-
hallenprofeklt konnte der Ausſchuß nicht beraten, da dieAuskünfte über die Verwendbarkeit der Kondenſationswäſſer
des Elektrizitätswerks für Schwimmhallenzwecke von der Bau
verwaltung nicht zu erlangen warenl Einem Land-
austauſch und dem Erwerb von 4 Quadratmetern Landes vom
Grundſtück Wittekindſtraße 20 zum Preiſe von 25 Mk. für den
Quadratmeter ſtimmte der Ausſchuß zu.

Freie ärztliche Sprechſtunden für geſchlechts kranke
Männer und Frauen finden, wie wieder bekannt gemacht wird,
jeden Dienstag und Freitag. vormittags 10 bis 11 Uhr, in demVerwaltungsgebäude, Drey auptſtraße 6, Zimmer ſtatt.

Stadttheater. Die exſten Wiederholungen der Operette Das
Muſikantenmädel, mit Frl. Nagel in der Titelpartie, finden
Freitag und Sonnabend ſtatt. Sonntag nachmittag geht als
Fremdenvorſtellung bei ermäßigten Preiſen Der Graf
von Luxemburg., abends 714 Uhr zum erſten Male in dieſerSaiſon Oberon in Szene. Frl. Preißmann tritt als Rezia erſt
malig in dieſer Spiekzeit in einer größeren Partie vor das
Publikum. Den Hüon ſingt Herr Pawlowsky, ebenfalls zum
erſten Male.

Ortskrankenkaſſe der Sattler, Maler, Buchbinder uſw. Am
Freitag, den 20. Oktober 1911, abends 8 Uhr, findet imEngl. Hof. Gr. Berlin, eine Mitgliederverſammiung ſtatt für
die Arbeitgeber und Arbeitnehmer nachſtehender Berufe: Satt-
ler, Tapezierer und Täſchner, Buchbinder, Gerber, Kürſchner,
Beutler, Handſchuh- und Mützenmacher, Maler, Lackierer,

Karotten r 2 Fta. Doeo t
Wirsing- Rotkohl v. 2 a. O r
Schnitthohnen nete ria- don S r

Fa

Drei Wagrgro

S egr Vergolder und BeeS und Barbiere. der Tagesordn
er Vertreter zur Generalderf1912 bis 1014. Um 9 Uhr abends el im

e Generalverſammlung der e ſtatt, in der le r
ſtattet und die Vorſtandswah vorgenommen wird.

Ert Geſtern abend z 10 Uhr wurde ein Ein
brecher dabei erwiſcht, als er die in der Brauhausſtraße be
legene Wohnung des Dr. Dimmel einer unerwünſd. n Revi-
ſion unterzog. Einige Leute von Günthers Brauerei nahmen

noch jugendlichen Einbrecher feſt und übergaben ihn der
oligzei.

Feuer. Geſtern abend wurde die Feuerwehr nach der Reil-
ſtraße 37 alarmiert. Es handelte ſich um einen Stubenbrand.
Nach kurzer Tätigkeit konnte die Wehr wieder abrücken.

a

Könnern. Parteiverſammlung. Am Sonnabend,den 21. Oktober. abends 814 Uhr, findet m en zu
Könnern eine Mitgliederverſammlung des Sogialdemokratiſchen
Vereins ſtatt. Da wichtige Vereinsangelegenheiten zu erledigen
ſind, iſt ein recht ſtarker Beſuch erwünſcht.

Die Diſtriktsleitung.

Ammendorf, Beeſen und Umgegend. Beachtet den
Lokalboykott! Aus Anlaß der Kirmeß fordern wir die
Arbeiter der Ortſchaften und diejenigen, die von Halle nach
hier kommen, auf, den Lokalboykott nicht zu durchbrechen.
Gerade an ſolchen außerordentlichen Beſuchstagen muß der
Lokalkampf in aller Schärfe geführt werden.

Verantwortlich für Leitartitel, Politiſche Ueberſicht, Partei-

nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm
Koenen, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

Fall Wuche

s on 0,011.84 7 1,84 77 7c 1,24 e r m 72,28 0,02 W7 —-0,46 2 —-0,46 7 v1,06 7 1,10 i 0,04338 o e
b0 45 0,05 T90065 0051,25 h -1,22 0,08 r0,44 -0,48 0,04 n

Elbe.
Dreeden 17. Oktbr. 1,9118. Oktbr. --1,96 0,05

Torgau. 779017 14 0.,Wittenberg Mies ,76 0,02Roßlan 33 z „183 0,02b. r ,20 0,18 0,02Magdeburg 28 27 0,01
Quittung.

Halle g. S. ür Partei zwecke. Diſtrikt Schiepzig für
Kalender 5,40 Mk. 14. r Stadt für Kalender 14,15 Mk.Diſtrikt De münde Gröbers ür Kalender 28 Mk. Reiwand.

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Harz 42/48, Gof, 2 Treppen.
W tags von 11/2 Uhr und abendsSprechſtunden zur gen Sonnabend nd ESonntege

geſchloſſen. Telephon Nr. 1541.

Am Freitag, den 20. s )ktober, nachm. 4 Uhr, eröffne ich in meinem Grundstück

Alter Markt Mr.Sein Spezidl-Ceschäft für Konserven und Räucherwaren.
Es gelangen Vorläufig zum Verkauf:

Leipziger Allerlei a 2 u Br.
Junge Erbsen witelfein 2 Pta.-Doee G r

Pflaumen v. 2 via o S r
Kirschen Pa. 2 Pta.-Dose T r.

m Ronserven
in nur bester Ware und strammer Packung zu sehr billigen Preisen, darunter:

Gemüse- Erbsen 2 ri4. Doe S r. Geräuch. Lachs

Anchovis aus rAppetit Sildd p. De S r
Oelsardinen Buche v. De 2 r

Pfd. 40 und 2

x euer Sauerkohl en 25 r. 0

Allgem. Konsumverein Halle a S.
(E. G. m. v. H.)

Wir empfehlen Preitag vormittag:

O Da Konserven in diesem Winter voraussichtlich sehr
Knapy und tener werdes, empyttenlt zen haldiger BinKauf.

Zuniglaspapier,
zum Bekleben der Fensterscheiben.

C. P. Ritter.
Leipzigerstrasse 90.

Beste Bezugsqueſle für Restaurateure und Speise-Anstalten

F. L. Kaufe morgen Freitag d. 20. hi Darteten e n
Uwpotdeben.

Standesamtliche Ragrigten

jeden Poſten

haparfen Höhne

Parteischritten än.

Wz Frischen Seefisch z
à Pfund 25 Pfg.

r Wlederverkau fer!gen gpelwaren Duppen e
Gebr. Buttermileh

Landwehrstrasse 9. Halle a. S., Landwehrstrasse 9.
Billigste Pozugsquelle Grösste Auswahl Alle Neuheiten.

Unsere Muster-Ausstellung ist eröffnet. Baldige Besichtigung erbeten.

Ia Roßfieisch, n
Alles andere wie bekannt. X. Wurst, Butter, Eier, Käse verkauft preiswert

Wilhelm Maundorf, Meleno Marr. e

kreltag AKchchtelenn

6, Gorig, gert
FreitagSohlaentstest.,

M. Fromme,
Liebenauerſtraße 5.

Freitag

Fr. reBlumentolſtr.27.

Morgen Freitag
Sohlachtefest,L. Doberitz,

Saalberg 21.

Arbeitsmarkt

e

Tesaeont a j Ort Jeute, auch
Frauen, w. Vertr. erſtkl. ap. Artikel

(vorz. a übernehm.
Fornagr, 608.

on 00 Zentner Sheisekartoffein Hoh. Verd. Ausk. ſof. koſtenl.
Berm. Wolf, gwitkau Sa. Vordſtr. 30.

Schlosver, Dreher
und Leuriinge

Fsehe Knie Keller 1. 3 Zur Anfertigung keiner v 77772 argerove nach Mab ſtellt ſofort ein Maschinen-
rische nickeſer empfiehlt sie e Sskllbergerw 59.i Otto Bartelt, Hallorenstr. le,

e L i Klempner II.Eeiss zeuge &ua t bute Rock- und Paletot-Sohneisa bunte Koch Und Paletol- Schnelle Installateure
für Lohnklasse Ia auf Werkstatt im Hauses sucht vC. Ritter Albert Drechster Nachfolger, engere ges

Für die Inſerate verantwortlich: Roab. ey.r. e r. Druck der Halleſ h Genoſſen d. Buchter C O

küpard käer. 3
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l. Peſbchen.

Zahle hohe Preiſe.

Otto Schenker,
Vogelhändler,

Fleisoherstrasse 4 pt.

Kartoffeln,
z Magnum u. Uptodate,

aber rauhſchalige und unſor-
tierte offeriert preiswert

KartoffelPaul 8 engros.
Niemoeyers t. e rer Tel. 3329.
Blaue Masohiniswäſ t e ä zum s von
25 werden auf Wunſch aucher

S Wie zu Hause s

speisen Sis

m Volkspark.

orzügllehe Küeche,

Freitag und Sonnabend

m

T rer

u

LIIIIIXx

s Frische Pökelkmochen 2 e
5

Halle-Süd Steinweg 2) 18. Oktbr.
u boten Kellner Müller

argarete Sack (Mylau).Eeeſahehungen: Kaufmann

Denkewitz und Anna Wiewicke
(Triftſtraße 5 und Pfännerhöhe 1).
Sattler Müller und Thekla Peter

u SGeboren: Arbeit. BretſchneiderT. (Turm n 3). Handelsmann

Pennewi en .100).Kaufm. Dörrſtock S. (Schwetſ
ſtraße i Eiſenbah z Wagenmeiſter mee KönigG a n e gen

ickel Hoffmannſtraße
t v Arbeiters SchT. W. (Böllb n5 h tnchergeiter n a. S

burg a. S e etböttchers Schiner Sir

eb. m 7 Wirth
ers

e gibg 1 Mon. e

uer Au uſtin,h
ni

v Arbeiters e
Kahyna S., 12 J.

onnetro
GalleNord (Gr. Brunnenſtr. 38).

8. Oktober.
Aufgeboten: Mechaniker Möhring und Cmii Böttcher St

litzſtraße 6).
eng Jnvalid. Arbeiter

w.

Thörmer S. Geiſtſtraße 39).
Rangierer Kleiner S iſer6). u iverſitätse hr

m Medzeg 8 uſptt eld, 63

Satea 6).

a tiete verr, Aug Groß je A. Jahnig. i e bei
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Alſo hier ſtempelte man eine Geburtstagsfeier

2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 246

Aus den Nachbarkreiſen.
Konferenz zur Beſprechung über den Bezirksmaifonds.

Am 22. November d. J., vormittags 1411 Uhr, findet im
Volkspark zu Halle wieder eine Konferenz zur Rege-
lung des Bezirksmaifonds ſtatt. (Urſprünglich war dieſe Kon-
ferenz zum 21. d. M. geplant.) Die Delegation wird wieder ſo
vorgenommen, daß jedes Kartell je einen und jeder Parteiort,
an dem ſich ein Kartell befindet, auch je einen Delegierten ent-
ſendet.

Der Verwaltungsausſchuß des Fonds.
J. A.: A. Leopoldt, Zeitz.

Ein preußiſcher Poliziſt iſt unfehlbar.
Dieſes Fazit kann man aus einer Verhandlung ziehen, die

am Mittwoch vor dem Nordhäuſer n ihren Abſchluß
fand. Am Abend des 1. Mai d. hatten ſich in einer'Wirtſchaft in Heiligenſtadt Eiche felt) etwa 25 Arbeiter
mit ihren Frauen zu einer Geburtstagsfeier zuſammengefun-
den. Da es etwas laut zuging, erſchien gegen 11 Uhr der Poli-
ziſt Hey und forderte Ruhe. Jn dieſem Augenblick fiel die
Aeußerung: „Der Boxer iſt dal“ H., der eine etwas ab-
geſtumpfte Naſe hat, bezog die Aeußerung auf ſich und ſtrengte
gegen einem Teilnehmer die Beleidigungsklage an. Das Hei-
ligenſtädter Schöffengericht erkannte auf eine Woche Ge-
fängnis, trotzdem der Arbeiter wiederholt ſeine Unſchuld
beteuerte und dieſes auch von mehreren Zeugen beſtätigt wurde.
Jn der Begründung hieß es, daß ein Jrrtum ausgeſchloſſen ſei
und die Ehre eines Polizeibeamten gegen die Anpöbelung von
Arbeitern, die den 1. Mei feiern, geſchützt werden müſſe.

zu einer Mai-
feier.

Berufung wurde natürlich eingelegt und in der Berufungs-
inſtanz erklärte der Arbeiter, daß nicht er, ſondern ein anderer
Teilnehmer den Ausſpruch getan habe. Der Poliziſt blieb
aber dabei, daß der Angeklagte der Täter ſei. Acht Zeugen be
kundeten eidlich, daß der Ausſpruch nur einmal gefallen, aber
nicht von dem Angeklagten. Auch derjenige, der die inkriminierte
Worte gebrauchte, bezichtigte ſich ſelbſt.

Der Verteidiger meinte, daß ein Freiſpruch ſelbſtver-
ſtändlich erfolgen müſſe. Wenn er auch den Beamten nicht
des Meineids bezichtigen wolle, ſo liege aber doch ſeinerſeits
ein Jrrtum vor, und irren ſei menſchlich. Der Staats-
anwalt hält die Beamtenausſage für richtig und glaubte, daß
der Ausſpruch zweimal gefallen ſei. Es entſtand nun eine

längere Auseinanderſetzung zwiſchen Verteidiger und Staats-
anwalt, weil letzterer einen Jrrtum bei einem Beamten für
ausgeſchloſſen und deſſen Bekundung für unfehlbar hielt. Das
Gericht ſchloß ſich der Anſicht des Staatsanwalts an und be
ſtätigte des Urteil.
acht Ende von Zivilperſonen.

Demnach wiegt der Eid eines Polizeibeamten mehr wie
Das Urteil wird hoffentlich

auch den Arbeitern vom Eichsfelde, die ſich noch immer der
freien Organiſation fernhalten und im Schlepptau des Zen-
ums befinden, zu denken geben.

Eiskeben. Hoffmann-Verſammlung. Die am Sonn-
abend, den 21. Oktober, im Reſtaurant Hohenzollern ſtattfindende

öffentliche Volksverſammlung, in welcher der ogiatdeniolvstiſb

Halle a.

Kandidat, Land
die Reichsta swa
deshalb dü

sabgeordneter Genoſſe Adolf Hoffmann über
l ſprechen wird, beginnt erſt um 9 Uhr. Geradee ein maſſenhafter Beſuch zu erwarten ſein.

Artern. Kleinbahn Artern--Kelbra. Jn einer
vor einigen Tagen in Jchſtedt abgehaltenen Verſammlung, in
der die Bahnangelegenheit eingehend erörtert wurde, ſind ſchon
ganz nennenswerte Beiträge gezeichnet worden, ſo daß die
Verwirklichung des Projekts in große Nähe gerückt iſt. Der
Geſamtkoſtenanſchlag für die als normalſpurige Kl leinbahn ge
dachte Linie beträgt 2 030 000 Mk. Sowohl der Staat wie auch
die Provinz wollen ſich mit je einem Drittel an dem Aktienkapi-
tal beteiligen. Den Reſt ſollen der Kreis Sangerhauſen und
die beteiligten Gemeinden durch Aktienentnahme aufbringen.
Der Kreis will ſolches in Höhe von 150 000 Mk. tun. Von der
Stadt Artern werden 100 000 Mk. gefordert. Außerdem ſollen
Grund und Boden frei hergegeben werden.

Heldrungen. Verſagte Genehmigung. Der Bezirks-
ausſchuß hat die Genehmigung zur Errichtung einer Chlorkalium-
fabrik der Gewerkſchaft Sachſenburg in hieſiger Gemarkung und
zur Ableitung der Endlaugen in die Unſtrut verſagt, weil eine
weitere Verunreinigung und Verhärtung des Waſſers die weiten,
ertragreichen Wieſen des Unſtruttales vernichten und auf die ge-
ſamte Landwirtſchaft des Tales geradezu unheilvoll wirken würde.

Heeringen. 200 Schweine verbrannt. Am Diens-
tag abend brach in den Schweineſtällen des Molkereibeſitzers
Winter in Görsbach ein Feuer aus, das raſend ſchnell um
ſich griff und ſämtliche Stallungen ſowie die Scheune in Aſche
legte. Etwa 200 Schweine und zwei Pferde fanden
in den Flammen den Tod. Sämtliche Feuerwehren der um-
liegenden Ortſchaften Auleben, Berga und Heeringen erſchie-
nen auf dem Brandplatze, brauchten aber nicht in Aktion zu
treten, da das Gehöft iſoliert liegt. Der Beſitzer war zur Zeit
des Brandes verreiſt.

Roßla. Auf abſchüſſiger Bahn.
v der Arbeiter Karl Rohde von hier wegen Eigentums-

gehen c. vor den Schranken des Gerichts zu verantwortenans hohe Gefängnis trafen waren die Folgen ſeiner Straftaten.

Erſt im Mai d. J. wurde er nach 15 monatlicher Zubringunghinter „ſchwediſchen Gardinen“, die er wegen Kirchhofs-
ſchändung und Kirchendiebſtahl in Sittendorf erhalten, aus
dem Nordhäuſer Gefängnis entlaſſen. Hierauf nahm er bei dem
Mühlenbeſitzer Rüdiger hier Arbeit an und führte ſie auch zu
vollſter Zufriedenheit ſeines Arbeitgebers aus. Aber ſchon am
9. September ſtellte er die Arbeit ein und in der Nacht zum
10. September führte er bei dem Mühlenbeſitzer einen Diebſtahl
aus. Mit der Oertlichkeit vertraut, drückte er von der Garten
ſeite aus ein Fenſter ein, zertrümmerte Türen, um dadurch in
die Kontorräume zu gelangen. Hier erbrach er ein Schreibpultund entwendete daraus 1,80 Mk. Auch den Geldſchrank verſuchte
er zu erbrechen. Am Mittwoch erkannte das Nordhäuſer Gericht
wegen dieſer Straftat auf zwei Jahre Gefängnis. Bean-
tragt waren zwei Jahre Zuchthaus.

Querfurt. Schulſchluß. Jnfolge der hier und in Thal-
dorf ch immer weiter verbreitenden Kinderkrankheiten (Schar-
lach, Diphtheritis und Mandelentzündung) muß auf behördlicheAnordnung der Unterricht in den hieſigen ſtädtiſchen Schulen bis
31. Oktober ausgeſetzt werden. Den tückiſchen Krankheiten ſind
bereits mehrere Kinder zum Opfer gefallen.

D.

Schon mehrmals hatte

Herzberg. Vom Wahlkamvf. Am Sonntag fand hier eine
Verſammlung unter freiem Himmel ſtatt. Genoſſe Hilde-
brandt-Rixdorf referierte vor ungefähr 50 Perſonen. Zeigte
auch dieſe Verſammlung wieder, daß die größte Schuld an den
traurigen Herzberger Verhältniſſen an der Arbeiterſchaft ſelbſt
liegt, indem ſie r an nichts zu beteiligen wagen, ſo iſt d ſeit

S., Freitag den 20. Oktober 1911 22. Jahrg.

rn wieder der erſte Verſuch gemacht, eine Verſammlung ſtatt
nden zu laſſen. Unſere Genoſſen müſſen es ſich nun angelegen

ſein laſſen, immer mehr zu agitieren und ſich nicht durch einen
kleinen Mißerſolg abhalten zu laſſen. Steter Tropfen höhlt den
Stein und auch hier in Herzberg wird es unter den Arbeitern
langſam dämmern. Liegen die Verhältniſſe auch noch ſo un
günſtig, der Sozialismus wird doch eindringen in die Reihen derArbeiterſchaft und den Unverſtand der Maſſen überwinden.

Wittenberg. Verhaftet wurde der Sattler O. Dauerhain
aus Lichtenberg. Er ſammelte in der hieſigen Umgegend Auf-
träge zur Vergrößerung von Photographien, wobei er vorſchwindelte,
daß nur eine größere Anzahlung notwendig ſei, da der Reſt vom
Verleger des Wittenberger Tageblattes bezw. der Berliner
Morgenzeitung beglichen würde. Ob viele auf dieſen hanebüchenen
Schwindel hineinfielen, läßt ſich noch nicht feſtſtellen.

Pieſteritz. Genoſſe Adolf Hoffmann, unſer muti-ger Vertreter in der preußiſchen Junkerkammer, wird am kom
menden Montag, den 23. d. M., abends 7 Uhr, hier in öffent-licher Volksverſammlung über die Schreckensziele der Sozial-
demokratie ſprechen. Alles Nähere erſehen unſere Genoſſen
aus dem geſtrigen Jnferat.

Torgau. Chriſtlich-nationales Fiasko. Das aus
8 bis 10 Männlein beſtehende „chriſtlich-nationale Gewerk-
ſchaftskartell“ hatte ſich erkühnt, hier eine „öffentliche Gewerk-
ſchaftsverſammlung“ abzuhalten mit der Tagesordnung: Freie
und chriſtliche Gewerkſchaften. Als Referent war der Gewerk-
ſchaftsſekretär Reichert- Chemnitz erſchienen. Wer nun der
Meinung war, etwas zu hören über die freien Gewerkſchaften,
war ſtark enttäuſcht. Nichts weiter hörte man als Schimpf-
und Schmähworte auf die Sozialdemokratie und ihre Führer,
obwohl er bei der letzten Reichstagswahl ſelbſt noch einen roten
Stimmzettel abgegeben hatte. In der Diskuſſion ſtellte Ge
noſſe Vietz feſt, daß der Referent nicht imſtande ſei, freie Ge
werkſchaften und Sozialdemokratie zu unterſcheiden. Nachdem
unſer Genoſſe noch die Tätigkeit der Vertreter der chriſtlich-
nationalen Gewerkſchaften im Reichstage geſchildert hatte, gab
er noch einiges von den letzten Heldentaten der Zriſtl nen bei
den Kämpfen in Eilenburg und Leipzig zum beſten. Nachdem
der Kartellvorſitzende Genoſſe Groll ſowie die Genoſſen
Schröder und Hunger geſprochen hatten, ergriff der Referent
wieder das Wort, um die Ausführungen unſerer Genoſſen zuentkräften, was ihm aber nicht gelang, denn r n hatten
die freien Gewerkſchaftler den Saal verlaſſen, um feſtſtellen zu
können, wie ſtark das chriſtlich-nationale Gewerkſchaftskartell
in Torgau iſt. Und ſiehe da, an drei Tiſchen ſaßen 8 bis 10
Perſonen, darunter befanden ſich der überwachende Polizei
beamte, drei Geſchäftsleute, der Redakteur des Kreisblattes
und einige Mitglieder des Blauen Kreuzes. So ſieht alſo die
„Chriſtenherrlichkeit“ aus

Torgau. Theatervorſtellung. Nächſten Sonnabend,
den 21. Oktober, abends 8 Uhr, re im Königsbad eine
Theatervorſtellung ſtatt. Zur Auf I ng gelangt das vier-
aktige Drama von Hans Engler Die Waffen niederl, bearbeitetnach dem Roman von Berta von Suttner. Karten find in den
im Jnſerat der geſtrigen Nummer angegebenen Verkaufsſtellen
zu haben.

Mühlberg. Der erſte ſchwere Unglücksfall auf der
Kleinbahn at ſich kürzlich auf dem Bu er Güterbahnhof zugetragen. Der 34 Jahre alte Bahnarbeiter Kurt Schmidt aus
Köttlitz geriet beim Rangieren von Rübenwagen zwiſchen einen
Wagen und die Lokomotive und erlitt dabei äußere und innere
Quetſchungen und einen Beckenbruch. Der Verunglückte wurde
in die i nach Halle geſchafft.

Tum Reichstags-Wahlfonds.

Halle a. S. Von A. L. 5 Mark. Reiwand.

a

Eigene Anfertigung mit INotorbetrieb.

Grösste Leistungsfähigkeſt
in Bezug auf Preiswürdigkeit, Güte und Auswahl.

3 ver vige derer
Damen Taghemden an guten reawes

Hemdäentach, mit breiter Stickerei u. Einsatz Stück

Damen Beinkleider kräftiges 95
Hemdentneh, mit breitem Stickerei-Volant
und Fingatz, Knieform, abgerundet

DamemrNachtjacken a
Eautuoh, an. golider Stickerei, Vmlegoſwagon
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Unsere beliebten
Spezialmarken
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Hallorentuch
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9eo

11e0

Nur bestbewährte, erstklassige Fabrikate.

Frauenlob
Coupon, 20 Meter

Grosse Ulrichstrasse 2

Grosser
Gelegenheitsposten
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Handtücher

b em, Dr. 45
1/2 pe. 6

a

m
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c v r e a

Anfang 8 Vhr.

DZdD

7 v. 4 z 9 t 3

Aufsehenerregendes Gastspiel

Costantino
ernarcdi

D Hierzu das Pracht Programm.
Anfang 8 Uhr.

Kihieten-Klub, Trotha
(Mitglied des Arbeiter-Athleten-Bundes Dentſchlands).

Sonntag den 22. Oktober
Gr. Rerbsitver

Mitwirkender: Humorist
gnügen im Gaſthof zu

Wüörmlitw.
eibehen.

Grosses Wettringen.Freunde und Gönner des Vereins ladet ein Der Vorſtand.

Weisses Röss'l, Diemitz.
MAorgen, Freitag:

Schlachterfes t.Es ladet ergebenst ein H. Meilsel.

unter

u F w e

Verband der Gemsinds- u. Staatsarbeitsr, F

Sonnabend, 21. Oxtober, im „Burg- Thesater“, Gr. Gosenstraase

M riek ans des Frauenchors, Thoater und darauffolgendem BALL.

bestehend in
und instrumental-Konrert,v 777 Vokal-

Dor Vorstan.

Zentraſ- Kranſceniasse er Naſer.

bei J. Streicher, Kl. Rangstrasse 7

r Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung: 1. Kaſſenbericht vom 3. Quartal 1911 ſowie

Berichte der Reviſoren. 2. Berichterſta
Verſammlung in Berlin. 3. Verſchiedenes.
Um zahlreiches Erſcheinen erfucht

Eiſenburg.
Sozialdemokr. Wahlverein.

Sonnabend den 21. Oktober

Versammlung,
Tagesordnung

Regierung und Arbeiterjugend,

Nr. 95.
garantfert rein Uberseelsch,

i 504100 Stdck 4.25 M.
Hervorragende Qualität,

äusserst sparsamer, weisser Brand,
modernes, ansprechendes Format.

Die müssen Sie probieren!
Geiststr.J. Sanow, Nr. S.

Gegr. 1887. Fernruf 3875.

ttung don der General

W

n
beſtes Bonbon gegen
und Heiſerkeit, nach alt.keine en en) em ſieht

artin Mäller, Geiſtſtr. 51.

Engl. Hokf,
Krosser Berlin,

empfiehlt seinen vorzüglichen

gen Mittagstisch.
Nur erstkiassige Biere!

Spezialität: Täglich
ff. Pökelknochen!

Heer Regt.
Ritterstrasse 16.

Heute und folgende Tage:

ff. Bolkbruten.
Hierzu ladet freundl. ein

Der Obige.

Raten Zahlung
ohne Preisaufschlag

her ausgegeben
von MEHRING

3 elegante Leinenbände
Preis 4 Mk.

gegen wöchentliche Ab-
zahlung von nur 50 P

Besteliongen nimmt entgegen:

folts-Buchdandun Halle 23.

nd all fpedenten des olludlante:.

Merseburg
Ligarren, Zigaretten,
Rauch-, an u. Khrupf-Tababe

empfiehltFirma du nomas Comp.

Uwarren-fFadrik, belgrube 35.

Haben Sie
schon meine Spitzkugeln
Honigkuchen mit Schokolade

überzogen) probiert? Ieh
möchte Sie gern als Kunden

haben.
Carl bogch, Breitestrasse 1.

Marktplatz, LTurm
und Leipzigerstrasse 61/62.

Nussbaum
Lebensmittel

Von Qualität.
Kl. lauten und I Hafer-Kakad Wfund 29 r. PNafderinge Doſe 49
Kchinkezpect und J fadenudeln Wtund 14 r. Heriug in beler Doſe 29

Hpedh Pfund J. Celxteuflocken Bund 26 ABchorit Glas 29
cinet tand 9h w. aferflocen Sfund 22 Pf. R Sarinen Gies 29

lade Mpenen 90, Kakdo 60., Tee 30,
Hettwurzt und 99 t. Eiern Sinnd 10 w. behaſinen Doſe 35 20 f.
Safami Siund len Pfund 22 15 f. darin maten 49Ruackwurztt Piund )9 r. Blauen Piund 13 f. ere Iwiekeln t

land-leberwurt Siund 90 Reigmehl Bund 20 f. Kartanien wfund 49 f.

kotwurgt Pfund 90 vt. alten Wtund 20 f. Litronen etase 10 f.

EEEEEXE III(ondens. Mich Doſe 46 Puddingpuwer 5 war. 20 Pralner u Pfund 12 Pf.
feinst. ienen- Honig e 68 v. Bote Grütze war 18 w. Kokosflochen und 10 t

krbzwütgte J etud 29 f. Blet Bund 16 Pf. Pfefferminzhrach Sfund 9 f.

Je J war 29 w. behr. Gergte und 19 w. Gemn. Bonbon Pfund Pf.

Nun Creppin. nun
f. von Preussen“

Sonntag den 22. Oktober 1911 nachmittags 8 Uhr im Prinz

Gewerkschafts-Versammlung
Tagesordnung:

Referent:

Ohne Einladung kein Zutritt.

Die moderne Gewerkſchaft.
Genoſſe Hermann Graupe, Delitzſch.

Zahlreichen Beſuch erwartet
Die Ortsverwaltung.

Julius Schneider
m Beesenerstfrasse 23, Ecke Wolfstrasse. n
S Zigarren und Zigaretten.

Nr. 61. Probieren Sie bitte Nr. G. O10 Stück G0 Pfg. SNr. 58. 10 Stück 50 Fig. Hr. 88. o
II

L

mpfehle für Freitag und Sonnabend
Ganz mild geralzenen

Cusreler Rippespeer.

Feinste Ourstfett ar. vo pt.

PauiBauermann, Marktplatz 20.
Tel. 1223

Gelegenheitskaufc Enorm billig. Wo

500 m KNuhen- Anzüge

T T
nur Neuheiten in vielerlei Farben

mit 590 Rabatt.

Kieler, Sport und Schulfaffons

Ernst Renner.

und Modearten

14 Marktplatz 14.

I. rer ewer 7 P. am.

Direktion Guſtav Poller.

18 neue

Amor Lie.
mit paulette van Roy

ean und Lotty,

ſMſif n
große Debuts.

un ſt adhſah,
indiſche Bajadere

in ihrem farbenprächt. Akt:
„Im belligen Tempel

der Göttin Radhjah“.

Sisters Petram,
ein Viertelftündchen

im Marionettenttzeater.

die beſten Exzeutrik-
Duettiſten des Varistés

u. die übr. Programmnumm.

Stadt Theater

in Halle a. S.
Direktion Geh. Hofrat M. NMchards,

Freitag den 20. Oktober
39. Abonn.- Vorſtellung. 3. Viertel.

Novität: Novität!Zum 2. Male
Das Musikantenmädel.

Operette in 3 Akten
von Georg Jarno,

Komponiſt der „Förſter-Chriſtel“.
Kaſſenöffnung 7, Anfang 7/2 Uhr.

Ende gegen 10 Uhr.

Sonnabend d. 21. Oktober 1911:
t Abonn.- Vorſtellung. 1. Viertel.

Zum 3. Male:Das Musikantenmädel,

Operette in 3 Akten

von Georg Jarno.Komponiſt der ForiterChrittel

J

J

sämtliche Parteiſchriften empeblt Die Volksbuchhandlung.

Sonntag den 22. Oktober 19142
Nachmittags Khr:

Der Graf von Luxembeng
Operette in drei Akten voneheMuſik von Franz Lehär.

Abends 7 Uhr
42. Abonn. Vorſtellung. 2. Viertel.
Jn d. Wiesbadener Bearbeitung

2beron,
h J
C. F. Ritter

e

Arnica-
u palſamiſches, erſeiſgenbe
Del, beſtes Mittel gegen Haar
ausfall und Schuppen.

Flaſche 50 und 75 Pfg.
Drogerie

Max Rädler,
nur Rannisohestrasse 2.

Rossfleisch!
mere Woche Wieder t.

Alter übrige wie dekant: zur tohrai re

A. ThurmReiistrasse
rgemäße operationsloſe

bei faſt allen

Frauenkrankhelten.
Frau Luise Albrecht.

Mi des Vereins deutsch. Hardeſundiger.

Ausgeb. v. Dr. Thure-Brandt u.
Dr. Schulz, Berlin.

16 jähr. Erfahrg. Gute Erfolge.
Sprechſtunden: 9

Ffriedenstrasse 28,
vorm. 8--10 Uhr. Tel. 2698.

Gr. Vlrichstrasse S, III,vorm. 11-12, nachm. 2-3. Tel. 3557.

Puppen-Lederbälge
in allen Grössen.

C. F. Ritter,
Leipzigerstrasse 90.

Für die Anſerate verantwartlich: Rob. Fl. anex. Druck der Halleſch. GenoſſenſchBuchdrudk. (E. G. m. b. r Verleger vorm. Ang. Gr o et A. ha g. Emil A. Halle a. S.

r
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